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einer ſechstheiligen Zeile in 


Deutſchland. 
0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 


9. Sitzung des Reichstages. (12. November.) 

1 Uhr. Am Tiſche des Bundesraths der Reichskanzler Fürſt Bismarck, 
der vor Beginn der Sitzung den Präſidenten des Hauſes, die Abgg. von 
Bennigſen und Fürſt Hohenlohe, den Botſchafter in Paris u. A. begrüßt; 
Perslas ah von Kameke, von Voigt⸗Rhetz, von Liebe, Pergler von 

erglas u. A. 3 SG 

Abg. Herz, unterſtützt von den Mitgliedern der Fortſchrittspartei, richtet 
an die Vertreter der Reichsregierung, in deren Namen Präſident Delbrück 
u antworten ſich bereit erklärt, folgende Interpellation: Wird dem 
Reichsiage noch in dieſer Seſſion ein Geſetzentwurf über die Beurkundung 
des Perſonenſtandes und die Einführung der obligatoriſchen Civilehe vorge: 
legt werden? 5 . 1 h 

Abg. Herz motivirt feine Anfrage wie folgt: Es ſind jetzt gerade drei 
Jahre verfloſſen, als ich bei der Discuſſion über den Lasker'ſchen Antrag, 
betreffend die Schaffung eines gemeinſamen bürgerlichen Rechtes für das ge⸗ 
ſammte Reich, zum erſten Male in dieſem Hauſe die Nothwendigkeit der Ein⸗ 
führung der obligatoriſchen Civilehe betonte. Seit dieſer Zeit wurde in den 
folgenden Seſſionen dieſer Gegenſtand wiederholt in Erörterung gezogen und 
allmälig begegneten ſich die Regierungen und die Volksvertretungen in dem 
Wunſche, dem bisherigen unleidlichen Zuſtande endlich einmal ein Ende zu 
machen. Leider iſt die preußiſche Regierung zu einer Zeit, als ein Geſetz⸗ 


entwurf durch die Abgg. Dr. Völk und Hinſchius ausgearbeitet und vorgelegt 


in 


angegeben. 
daß 8 


ſind ſch 


war, einſeitig vorgegangen. Ich wage es natürlich nicht entfernt, daraus 
einen Vorwurf zu formuliren, zumal ich nicht weiß, ob nicht die preußiſche 
Regierung ſo handeln mußte, weil ihr vielleicht damals der nothwendige 
Beiſtand und die erforderliche Unterſtützung von Seiten der Mittel⸗ und 
Kleinſtaaten fehlte. So iſt es nun gekommen, daß in Preußen die Civilehe 
eingeführt iſt, während in den anderen Staaten des Reiches, ſoweit nicht 

ihnen bereits durch frühere geſetzliche Einrichtungen dem Bedürfniſſe ent⸗ 
ſprochen war, der alte Zuſtand und das alte Leiden beſtehen blieb 

Ich unterlaſſe heute jede auf die Sache ſelbſt eingehende Motivirung 
meiner Interpellation, und ſage nur: die geſetzliche Einführung der obliga⸗ 
toriſchen Civilehe iſt ganz beſonders um deshalb ſo äußerſt wichtig und in 
ihren Folgen wahrhaft wohlthätig und ſegensreich, weil ſie nicht etwa ein 
Ausnabmegeſetz iſt, ſondern eine allgemein für jeden Staatsangehörigen in 
gleicher Weiſe geltende Norm und Verpflichtung feſtſtellt. Nun iſt uns in 
der Thronrede gejagt worden, daß der Bundesrath Veranlaſſung genommen 
habe, die Aufitellung eines Geſetz⸗Entwurfs über die Einführung der obliga⸗ 
toriſchen Civilehe und Beurkundung des Perſonenſtandes anzuordnen. Aus 


Abend 3 5 5 Abe 
der uns geſtern Abend zugeitellten Ueberſicht der vom Bundesrath gefahten der Pferdebeſiger ihm liefert. Es wäre doch zu bedenken, ob die Herren, für 


Entſchließungen auf die Beihlüffe des Reichstages iſt nun zu erſehen, da 
der Bundesrath den Reichskanzler erſucht bat, 1 5 die Gimführung der 
obligatoriſchen Civilebe und Beurkundung des Perſonenſtandes vezüglichen 
Eeſetzentwurf ausarbeiten zu laſſen, und daß gleichzeitig die Bundesregie⸗ 
rungen erſucht worden find, ihre Bemerkungen zur Sache durch formulirte 
Abanderungsvorſchläge zu dem vom Reichstage angenommenen Geſetzent⸗ 
wurf dem Reichskanzleramt baldmöglichſt mitzutheilen. Wir haben ferner 
erfahren, daß dieſe Bemerkungen nunmehr eingegangen ſind, und der Beginn 
der commiſſariſchen Berathung unmittelbar bevorſteht. Dieſe Mitteilungen 
verbreiten meinem Gefühle nach mehr Licht als Wärme. Denn wenn, wie 


Diete von uns wünſchen, im nächſten Frühjahr eine Reichstagsſeſſion nicht 


ſtatlfinden ſollte, wie ſteht es dann mit dem in Ausſicht geitellten Geſetz⸗ 
twurf? Wir werden dann Jahr und Tag warten müſſen, bis er ins 
us kommt und wenn wir die Zeit berücjichtigen, welche die einzelnen 
dien der Durchberathung und ſchließlich der Einführungstermin erfordert, 
ho verlaufen bis dahin mindeſtens 1% Jahr. Nun lieſt und hört man 
neuerdings, daß einzelne Bundesregierungen geſonnen ſeien, gleichzeitig auch 
gewiſſe in das materielle Eherecht einſchlagende Reformen vorzubereiten, die 
mit dem in Rede ſtehenden Geſetzentwurf verbunden werden ſollen. Iſt 
dies richtig, ſo muß ich ſagen: man merkt die Abſicht und wird verſtimmt, 
u lese verſtimmt bleiben, ſelbſt wenn die Abſicht eine äußert löb⸗ 
e . 
. Denn will man das materielle Cherecht mit dieſem Geſetze verbinden, fo 
iſt es klar, daß die Sache äußerſt verwickelt und ſchwierig wird. Wir wür⸗ 
den ja der Geſetzgebungscommiſſion, die zur Schaffung eines Civilgeſetzbuches 
eingeſetzt iſt, äußerſt dankbar ſein, wenn fie das materielle Eherecht möglichſt 
raſch erledigen wollte, wenn aber in das Geſet über die obligatoriſche Civil⸗ 
ehe das materielle Eherecht eingeſchoben werden ſollte, ſo fürchte ich ſehr, 
daß die ganze Sache dadurch ad calendas graecas vertagt wird. Sollten 
nun einzelne Beſtimmungen des materiellen Eherechts von dieſer Materie 
untrennbar ſein, dann glaube ich, hätten die Regierungen in den Mittel⸗ 
und Kleinſtaaten von März oder April d. J. bis jetzt hinlänglich Zeit und 
elegesheit gehabt, über die Sache nachzudenken und die entsprechenden Vor: 
arbeiten zu machen, ſo daß die Arbeit nunmehr raſch fortfließt. M. H., der 
eutſche Süden bedarf dieſes Geſetzes und bedarf deſſelben vielleicht drin⸗ 
Aender und nothwendiger als der Norden, der es bereits bejigt; insbeſondere 
aber bevütfen die Staatsangehörigen des Königreichs Baiern eines ſolchen 
eſetzes. Ich enthalte mich jeder weiteren Erörterung über dieſe Frage. 
eder, der die gegenwärtig beſtehenden Zuſtände in Süddeutſchland kennt, 
wird mit mir darin einverſtanden ſein, ſowie, daß wir in einer Lage uns 
befinden, in der wir uns nicht ſelbſt helfen können, ſondern der Hilfe des 
eiches bedürfen. Wenn man mir entgegenhält, daß auf dieſe Weiſe eine 
Preſſion auf die Regierungen geübt werden ſolle, ſo erwidere ich: Ja, m. H. 
ieſe Preſſion ſoll geübt werden, ich halte ſie aber für eine äußerſt loyale 
Ich bitte, daß uns Auskunft ertheilt werde, ob noch in dieſer Seſſion der 
in Frage ſtehende Geſetzentwurf dem Reichstage vorgelegt werden tsird. 
rden Delbrück: Ich bedaure, nicht in der Lage zu fein, die geſtellte 
Frage präciſe beantworten zu können. Die Sachlage, wie fie vor 114 Wochen 
vorhanden war, iſt in der Ueberſicht, auf welche der Vorredner Bezug nahm, 
Seitdem hat ſich die Sachlage nicht in einer Weiſe verändert, 
es mir heute möglich iſt zu ſagen, ob die Vorarbeiten ſo raſch werden 
fördert werden können, um dem gegenwärtig verſammelten Reichstage den 
eſetzentwurf vorzulegen. . 7252 
„Die Neigung, auf den Gegenſtand näher einzugehen, ſcheint im Hauſe 
nicht vorhanden zu ſein, jedenfalls äußert ſie ſich nicht ſo raſch, wie die jede 
eiterung abſchneidende Erklärung des Präsidenten abgegeben wird, daß die 
Interpellation damit erledigt ſei und daß nunmehr die Geſetzentwürfe, be⸗ 
treffend die Beſteuerung des Branntweins in Gebietstheilen, welche in die 
Jollgrenze eingeſchloſſen werden und betreffend die Abgabe von der Brannt⸗ 
einbereitung in den Hohenzollernſchen Landen zur dritten Berathung ſtehen. 
Sie werden ohne Discuſſion unverändert genehmigt. N 
Es folgt die erſte Leſung des Geſetzentwurfes betreffend die Natural: 
leiſtungen für die en Macht im Frieden. 
Bundescommiſſarius Geh. Regierungsrath Starke: Dieſer Geſetzentwurf 
ſoll die Geſetzgebung des e über die Leiſtungen für die bewaff: 
ete Macht gewiſſermaßen zum Abſchluß bringen: zer ſchließt ſich den früheren 
| eſetzen eng an und bildet mit ihnen zuſammen ein Ganzes. Die Vor⸗ 
age deſſelben entſpricht einem Verlangen, welches von vielen Seiten hervor⸗ 
glirgten it. Der Geſetz⸗ Entwurf iſt vorgelegt zunächſt im Intereſſe einer 
weichmäßigen und möglichſt gerechten Vertheilung der öffentlichen Laſten, 
elches erheiſcht, daß die Inanſpruchnahme der Naturalleiſtungen für das 
danze Reich einheitlich geregelt werde. Zunächſt iſt allerdings der Zuſtand, 
en dieſes Geſetz in Ausſicht nimmt, nur ein unvollkommener, inſofern näm⸗ 
blei in Baiern und Würtemberg die landesgeſetzlichen Beſtimmungen beſtehen 
iben follen. Die Verhandlungen mit den beiden genannten Bundesstaaten 
tat on im Gange, und in Betreff Würtembergs iſt auch dem Bundes: 
dhe ſchon eine Vorlage unterbreitet worden. In den Vordergrund der 
unzutlichen Beſprechung iſt aber ein anderer Punkt getreten, nämlich die bisherige 


1 


zureichende Vergütigung der Leiſtungen. Die umfangreichen und ſchwieri⸗ 
Anse de handlungen über dieſen Punkt haben aber noch nicht zur Aufſtellung 
deſch al dc in es gefördert werden können. Der vorliegende Entwurf 
Ju ränkt ſich in Bezug der Verpflichtung fr Naturalleiſtungen auf das im 

ereſſe der Erhaltung und kriegeriſchen Ausbildung der bewaffneten Macht 


Fünfundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewe 
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unerläßliche Maß. Eine Ausdehnung der beſtehenden Verpflichtung iſt nur 


mit Bezug auf die Leiſtungen für die Marine ins Auge gefaßt, die früher 
der Natur der Verhältniſſe nach nicht geregelt waren. 2 

Abg. v. Winter beantragt die Vorlage an eine Commiſſion von 21 
Mitgliedern zu verweiſen; denn die ſcheinbar einfachen Grundſätze, welche in 
den einzelnen Paragraphen des Geſetzes niedergelegt ſind, können nur dann 
recht gewürdigt werden, wenn man ihre Ausführung in allen Details über- 
ſieht. Wenn ich Ihnen nun mittheile, daß ein zum Handgebrauch angefer⸗ 
tigter Auszug, aller Beſtimmungen über Vorſpann 83 Seiten füllt, ſo wer⸗ 
den Sie einſehen, daß die Sache nicht fo leicht iſt, als fie erſcheint. Es iſt 
dankbar anzuerkennen, daß das Geſetz vorgelegt iſt, um die gegenwärtigen 
Beſtimmungen zu befeitigen und eine Beſchränkung auf das nötbigſte Maß 
einzuführen. enn man bei den im Jahre 1810 feſtgeſtellten Sätzen bis 
jetzt immer noch ſtehen geblieben, ſo iſt es ganz natürlich, daß man hinter 
den berechtigten Anſprüchen auf Vergütigung zurückgeblieben it. Es wird 
der Gommilion überlaſſen werden müſſen, die im Geſetze aufgeführten Sätze 
zu prüfen. Der Hauptmangel des Geſetzes beſteht darin, daß überhaupt noch 
Naturalleiſtungen für die Armee im Frieden gefordert werden. Wenn nun 
auch bis zu einem gewiſſen Grade davon nicht wird abgeſehen werden kön⸗ 
nen, ſo wird es ſich doch fragen, ob dieſelben nicht eine noch größere Ein⸗ 
ſchränkung zu erfahren haben, als dies in der Vorlage geſchehen iſt. Be⸗ 
ſonders wäre es zu wünſchen, daß dem Geſetz in einem Anhange beigefügt 
würde, was denn den Truppen eigentlich zu fordern zuſteht; denn es 
beſteht eine große Neigung zu Mehrforderungen bei den requirirenden 
Truppenabtheilungen. Die hauptſächlichſte Leiſtung iſt der Vorſpann. Es 
wäre zu wünſchen, daß die Militärverwaltung ſich gleich direct an den Ge⸗ 
ſtellungspflichtigen wendet, als daß ſie ſich, wie früher an den Gemeinde⸗ 
vorſtand wendete. Wenn z. B. eine Truppenabtheilung von Danzig nach 
Weichſelmünde geht, um die dortige Beſatzung abzulöſen, ſo ſchreibt die 
Garniſonverwaltung, ſtatt gleich einen Fuhrmann zum Gepäcktransport 
5 ee erſt an den Magiſtrat, der dann Fuhrwerk ſtellen muß. 
Heiterkeit. 

Bis jetzt hatte das einen Sinn; die Garniſonverwaltung zahlte nämlich 
eine Entſchädigung von 20 Sgr., während der Magiſtrat dem Fuhrmann 
3 bis 4 Thlr. zablen mußte. Wenn aber künftig eine volle Vergütigung 
gezahlt werden ſoll, ſo iſt es doch viel been wenn ſich die Militärverwaltung 
direct an einen Fuhrmann wendete. on der Geſtellung von Neitpferden 
ſebe ich meinerſeits vollſtändig ab; ich gebe mich der Hoffnung hin, daß dieſe 
Leiſtung bald aus dem Geſetz verſchwinden wird. Denn ich halte dieſe Ge⸗ 
ſtellung für eine Thierquälerei für Pferde und Menſchen. (Heiterkeit) Ich 
bedaure ſowohl den armen Gaul, der als Reitpferd dienen ſoll, als auch 
den unglücklichen Zahlmeiſter und den Arzt, der auf dieſem Gaul reiten ſoll, 
umal wenn ek ſich mit dem Sattel⸗ und Zaumzeug begnügen ſoll, welches 


welche dieſe Reitpferde geſtellt werden, dahin rechne ich die Aerzte, Auditeure, 
Prediger u. ſ. w. nicht lieber fahren. Falls es im Intereſſe des Dienſtes 
wünſchenswerth wäre, die Zahlmeiſter beritten zu machen, ſo ſollten ihnen 
die Pferde von der Militärverwaltung geliefert werden. Für die Mannöver 
ſollte die Militärverwaltung nicht anders geſtellt ſein, als jede Civilver⸗ 
waltung, an die ja auch zeitweiſe große Anſprüche gemacht werden. Die 
Stadt Berlin z. B. unterhält einen Fuhrpark für ihre Straßenreinigung, 
der ſich nur auf das W nothwendige Maß beſchränkt. Treten nun 
unerwartete Ereigniſſe ein, z. B. ein plötzliches Schneeſchmelzen, ſo muß die 
Stadt ſich miethsweiſe Fuhrwerke zu derſchaffen ſuchen. Warum kann denn 
die Intendantur nicht verſuchen, im Wege der Entrepriſe ſich Wagen zu ver: 
ſchaffen? Die Laſt der Mannöver rifft das ganze Jahr ſehr ungleich und 
zwar ſind dieſe Nachtheile nicht immer mit Geld zu entſchädigen. Gewöhnlich 
treffen die Manöver in die Zeit der Herbſtausſaat, von welcher oft der Er⸗ 
trag der ganzen nächſtjährigen Ernte abhängt, je nachdem die Ausſaat acht 
Tage früher oder ſpäter erfolgt. Die Commiſſion wird weſentlich darauf zu 
ſehen haben, ob ſich in dieſer Beziehung nicht ein Weſentliches kürzen ließe 
an den Ansprüchen auf Naturalleiſtungen. Weshalb wegen der Marine eine 
ganz neue Belaſtung eingeführt werden ſoll, iſt nicht einzuſehen. Die Marine 
iſt bis jetzt ſtets im Stande geweſen, ihre Schiffe ſelbſt mit Proviant, In⸗ 
ventar, Kohlen u. ſ. w. zu verſehen, warum ſoll ſie es nicht ferner auch 
können? Es möchte überhaupt in Erwägung zu ziehen fein, ob es nicht 
möglich wäre, alle Beſtimmungen über Naturalleiſtungen an die bewaffnete 
Macht in einem Geſetze zuſammenzuſtellen. 

Abg. Günther (Sachſen): Wenn ich auch mit Befriedigung anerkennen 
muß, daß das Geſetz für die zu Naturalleiſtungen verpflichteten Kreiſe manche 
Erleichterungen enthält, ſo halte ich dennoch die Vorlage noch für ſehr ver⸗ 
beſſerungsbedürftig und ſchließe mich daher dem Antrage des Vorredners 
auf commiſſariſche Berathung derſelben an. Insbeſondere iſt die dem Vor⸗ 
ſpannpflichtigen zuſtehende Entſchädigung viel zu ſehr in den guten Willen 
der requirirenden Militärbehörde geſtellt. Wenn man hier den Geſchädigten 
auf den ihm immer offen ſtehenden Weg der civilen Schadenserſatzklage der⸗ 
weiſt, jo muß ich doch dem entgegenhalten, daß dieſer Weg ein weitläufiger, 
unſicherer und koſtſpieliger iſt. Dem $ 5 der Vorlage gegenüber, nach welchem 
die Naturalverpflegung nur für die auf Märſchen befindlichen Truppentheile 
gefordert wird, muß ich conftatiren, daß in einem großen Theile von Deulſch⸗ 
land die Naturalverpflegung auch für die im Cantonnement befindliche be- 
waffnete Macht geleiſtet werden muß. In § 10 wird ferner Bezug genom⸗ 
men auf den § 12 Nr. 1 des Geſetzes über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 
1873. Ich wünſchte, wie der Vorredner, ſtatt deſſen den Wortlaut dieſes 
Paragraphen, jo weit er hier zutrifft, reproducirt zu ſehen, ſchon hauptſachlich 
darum, weil nicht alle Beſtimmungen der allegirten Stelle hierher gehören. 
Der $ 11 endlich ſtellt an den Grundbeſizer eine außerordentlich barte Zu⸗ 
muthung, inſofern er geſtatten muß, daß auf ſeinem Grund und Boden 
manövrirt und exercirt werde. Ich halte das in dieſer 1 für un⸗ 
gerechtfertigt, wenn ich auch zugeben will, daß bei Uebungen im Vorpoſten⸗ 
dienſt das Betreten fremden Terrains nicht zu vermeiden ſein wird. Gerade 
dieſen Paragraphen möchte ich einer genauen Prüfung unterworfen ſehen und 
Cone 1 deshalb nochmals die Ueberweiſung der Vorlage an eine 

ommiſſion. 

Abg. v. Saucken (Tarputſchen): Der Geſetzentwurf mit ſeinen vielen 
Verweiſungen auf ältere Geſetze macht einen durchaus unangenehmen Ein⸗ 
druck. Man hätte mit wenig Mühe dieſe Beſtimmungen in das neue Geſeßz 
bineinſchreiben können und daſſelbe hätte dadurch ungemein an Klarheit ge⸗ 
wonnen. Dann ſehe ich auch nicht ein, warum man nicht mit der Vorlage 
gewartet hat, bis es möglich geweſen wäre, die Quartier⸗ und Natural⸗ 
leiſtungspflicht einheitlich für das ganze Reich zu regeln. In den Motiven 
beißt es, daß bei Feſtſtellung des Entwurfs von dem Grundfage ausgegan⸗ 
gen worden ſein, die Verpflichtung zu Naturalleiſtungen auf das im Inter⸗ 
eſſe der Erhaltung und Ausbildung der bewaffneten Macht unerlaͤßliche 
Maß zu beſchränken. Hiermit ſcheint die bisher übliche Art der Abholung 
der Remonten durch Detachements nicht vereinbar zu ſein. Der Transport 
der Pferde nimmt jetzt 4—5 Monate in Anſpruch, während er durch die 
Eiſenbahn in 2 Tagen beſorgt ſein würde. Auf eine Anfrage, die ich vor 
einigen Jahren deshalb an die Militair⸗Verwaltung richtete, wurde mir der 
Beſcheid, daß die jungen Pferde erſtlich auf dem Marſche bereits einiger⸗ 
maßen einexercirt würden und daß dieſes Verfahren dem Fiscus erheblich 
billiger zu ſtehen käme. Selbſt wenn dem ſo wäre, ſo ſteht aber die Erſpar⸗ 
niß in keinem Verhältniſſe mit der Belaſtung, welche der Transport der be⸗ 
treffenden Gegend verurſacht und beſonders mit der Gefahr, welche durch die 
Möglichkeit der Verſchleppung anſteckender Krankheiten entſteht. Einzelne 
der Straßen, welche 7 von den Remonte⸗Detachements benutzt wer⸗ 
den, find unter dem Namen „Rotzſtraßen“ ſprichwörtlich geworden, weil es 
dort gar nicht mehr möglich iſt, die Rotzkrankheit zu vertilgen. Ich würde 
mich freuen, hierüber vom Tiſche des Bundesrathes eine beruhigende Aeuße⸗ 
rung zu hören. Ich möchte endlich vorſchlagen, die Commiſſion, welche ſich 
mit der Berathung der Vorlage beſchäftigen ſoll, in Stärke von 14 Mitglie⸗ 
dern zu wählen, und will dieſe erſuchen, beſonders die Entſchädigungs⸗Au⸗ 
ſprüche für die Stellung von Bnalbieren möglichſt zu präcifiren, da der Weg 
der Civilklage wegen der Ungleichheit des bürgerlichen Rechtes mir nicht em⸗ 


pfehlenswerth erſcheint. $ 2 i 
Abg. Frankenburger: Ich muß anerkennen, daß bei uns in Baiern 
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Expedition: Herrenftraße Nr. 20, Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 13. November 1874. 


Seitens der Militärverwaltung die Eiſenbahnen fo oft als dies irgend mög⸗ 
lich benutzt werden, daß man auch, ſo lange als thunlich, daſelbſt Mann⸗ 
ſchaften und Pferde in Gaſthöfen unterbringt und nur im Nothfalle Bürger⸗ 
quatiere in Anſpruch nimmt. (Hört! hört!) Trotzdem ſpreche ich den Wunſch 
aus, daß es auf dem Wege dieſes Geſetzes möglich ſein möge, einheitliche 
Recht für Deutſchland bezüglich dieſer ganzen Materie zu ſchaffen. Ich boffe 
deshalb, daß es der Commiſſion gelingen werde, das Geſetz des norddeutſchen 
Bundes über die Quartierleiſtungs⸗Pflicht, das ſo wie ſo ſchon in Würtem⸗ 
berg gilt, in dieſen Entwurf mit aufzunehmen. Die bloße Verweiſung darauf 
ſcheint mir bei einem Geſetze nicht Fimzreichen, das nicht nur für einfache 
Bürger gemacht iſt, ſondern auch von ſolchen, beiſpielsweiſe von den Gemeinde⸗ 
vorſtebern gehandhabt werden ſoll. 

Bundesbevollmächtigter General⸗Major v. Voigts⸗Rhetz: Ich habe dem 
Abg. v. Saucken auf ſeine Anfrage zu erwidern, daß bei dem bisher üblichen 
Verfahren des Remontetransportes keineswegs der Zweck, die Pferde früher 
einzumarſchiren, ſondern lediglich finanzielle Rückſichten maßgebend ſind. Wer⸗ 
den Reſervemannſchaften per Bahn transportirt, ſo werden ſie früher ent⸗ 
laſſen und kommen aus der Verpflegung; Pferde aber, die per Bahn trans⸗ 
portirt werden, kommen in die Verpflegung und darin liegt der bedeutende 
Mehraufwand für die Militärverwaltung, die ſonſt gern alles thun würde, 
ihre Transporte der Gefahr der Inficirung zu entziehen. Im Etat von 1875 
iſt in dieſer Beziehung bereits ein bemerkenswerther Fortſchritt angebahnt. — 
Das vorliegende Geſetz ſoll nicht blos für die Uebungen in Friedenszeiten, 
ſondern überhaupt überall da maßgebend ſein, wo Kriegsleiſtungen nicht ge⸗ 
fordert werden können, z. B. bei Grenzpoſtirungen und ähnlichen Bewegun⸗ 
gen. Ich gehe heute in die Details der Vorlage abſichtlich nicht ein, bin 
aber bereit, in der Commiſſion jede Auskunft zu ertheilen, und zweifele nicht, 
daß es mir dort gelingen wird, das Geſetz, welches im woblverſtandenen 
Intereſſe des Publikums die Vorſpannpflicht erleichtert, das Betreten der 
Uebungsfelder und die Fourageleiſtungen beſchränkt, in günſtigerem Lichte als 
heute erſcheinen zu laſſen. i 

Abg. Grumb recht: Der Schwerpunkt des Geſetzes liegt in den Ent⸗ 
ſchädigungen. Die meiſten Leiſtungen kann die Militärverwaltung nicht ent 
behren; fie muß aber gezwungen werden, fie ordentlich zu bezahlen und 
müſſen in dieſer Beziehung präciſere Beſtimmungen getroffen werden, als 
Entwurf auſſtellt. Andererſeits enthält er erhebliche Verbeſſerungen, daher 
ich die Commiſſion im Voraus bitte, nicht durch zu große Anſprüche das Zu⸗ 
ſtandekommen des Geſetzes zu verhindern. Wünſchenswerth wäre es, die 
Beſtimmungen über die Quartierleiſtungen ebenfalls in dieſes Geſetz aufzu⸗ 
nehmen und die ganze Materie einheitlich zu ordnen. ä 

Abg. v. Hoverbeck: Die ungleichmäßige Belastung einzelner Landes⸗ 
theile durch die Transporte der Remonten iſt vom Tiſche des Bundesraths 
aus eben jo wenig geleugnet worden, wie die Thatſache, daß durch ſolche 
Transporte nicht ſelten anſteckende Krankheiten verbreitet werden. Nur wird 
behauptet, daß die Remonten deshalb nicht per Eiſenbahn befördert würden, 
weil das zu theuer ſei. Dies iſt um ſo auffallender, als die Remontedepots 
zum großen Theil an der Eiſenbahn liegen. Solche Remonten machen täg⸗ 
lich etwa zwei Meilen und ruhen am dritten Tage gänzlich, der Transport 
dauert alſo ſehr lange. Man wird daher nothwendiger Weiſe an Mittel 
zur Abhilfe denken müſſen. 

Damit ſchließt die erſte Berathung und wird der Geſetzentwurf an eine 
Commiſſion von 21 Mitgliedern zur Vorberathung überwiefen. . 

Alsdann genehmigt das Haus ohne Discuſſtion den Antrag des Abg. 
Dr. Bock: „Der Reichstag wolle beſchließen: 1) auf Grund des Artikel 31 
der Reichs⸗Verfaſſung zu verlangen, daß das bei dem königlichen Appellations⸗ 


Gericht zu Hamm gegen den Abgeordneten Franſſen wegen Vergehens wider 


die öffentliche Ordnung anhängige Strafverfahren, in welchem am 1. Des 
cember d. 555 Termin anſteht, für die Dauer der gegenwärtigen Sitzungs⸗ 
periode aufgehoben werde; 2) den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, zur Aus⸗ 
führung dieſes Beſchluſſes das Nöthige zu veranlaſſen.“ a 

Als letzter Gegenſtand ftebt die erſte und zweite Berathung der Vers 
ordnung betreffend die Geſchäftsſprache der Gerichte und ge⸗ 
richtlichen Beamten in Elſaß⸗Lothringen auf der Tagesordnung. 
Der Präſident erklart dieſe Verordnung nicht nach § 21 der Geſchäftsordnung 
(„Anträge, welche keine Geſetzentwürfe enthalten, bedürfen nur einer ein⸗ 
maligen Berathung und Abſtimmung“), ſondern im gewöhnlichen Wege in 
drei Leſungen behandeln zu wollen, worauf Abg. Windthorſt frägt, ob 
auch Amendements, nicht zum Zweck der Ablehnung der Vorlage, ſondern 
Veränderung ihres Inhalis, geſtellt werden könnten. Hierauf erklärt der 
. daß die in Rede ſtehende Verordnung auf Grund des § 8 des 
Heſetzes vom 25. Juni 1873 dem Reichstage zur Genehmigung vorgelegt 
werde. Durch Annahme von Amendements, der an und für ſich nichts enk⸗ 
gegenſtehe, werde die Verordnung nicht beſeitigt, ſondern nur an ihre Stelle 
vom Reichstage ein neuer Geſetzentwurf geſetzt. 

Abg. Lasker beruft ſich zu Gunſten des vom Präſidenten eingeſchlagenen 
Verfahrens auf § 23 der Geſchäftsordnung, nach welchem Anträge des 
Bundesraths, auch wenn ſie Geſetzentwürfe nicht enthalten, in drei Leſungen 
zu behandeln find, und auf die analoge Praxis im preußiſchen Abgeordneten⸗ 
hauſe. An die letztere will ſich Abg. Windthorſt im Reichstage, der ſeine 
eigene Geſchäftsordnung vom Abg. Lasker erhalten hat, ſchlechterdings nicht 
erinnern laſſen. a 
8 Das Haus tritt alſo in die erſte Berathung der Verordnung ein, welche 
autet: 

$ 1. Die Friſt des § 14 des Geſetzes vom 14. Juli 1871, betreffend 
Abänderungen der Gerichtsverfaſſung und des § 3 Abſatz 3 des Geſetzes 
vom 31. März 1872, betreffend die amtliche Geſchaftsſprache, kann für Ad⸗ 
vocaten, welche der deutſchen Sprache nicht mächtig ſind, durch den Reichs⸗ 
kanzler verlängert werden. 1 

§ 2. Die in § 15 Abſatz 1 des erſtgenannten Geſetzes enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen über Verhandlungen und Beurkundungen der Notare und Ge⸗ 
richtsvollzieher können auf einzelne Gemeinden mit überwiegend franzöſiſch 
redender Bevölkerung, welche außerhalb der daſelbſt genannten Friedens⸗ 
gerichtsbezirke liegen, durch den Reichskanzler ausgedehnt werden. Der Zeit⸗ 
punkt, zu welchem die Beſtimmungen des § 15 Abſatz 1 außer Wirkſamkeit 
treten, wird für die betreffenden Friedensgerichtsbezirke und Gemeinden oder 
auch für einzelne derſelben, durch den Reichskanzler feſtgeſetzt. 5 

Abg. Gerber (Elsaß) (während er ſich auf die Tribüne begiebt, ruft eine 
Stimme rechts: „ Friſchauf, zum fröhlichen Jagen!) Nicht „friſch auf zum 
fröhlichen Jagen“ wollte ich ſprechen. Ich bin in der angenehmen Lage, 
heute an dem Tage, wo der Herr Reichskanzler zum erſten Male wieder nach 
langem Unwohlſein uns mit ſeiner angenehmen Gegenwart beehrt hat, ihm 
bon Herzen zu danken für die Vorlage, die da eingebracht worden iſt, und 
ich empfehle dieſelbe von ganzem Herzen allen Herren dieſes Hauſes. 
erblicke in derſelben ein Einlenken in eine Bahn, die nur zum Beſſern und 
zum Heil führen kann, denn fie nimmt Ruckſicht auf die Lage, in welcher wir 
uns befinden, und ſie erlaubt uns eine Erinnerung aus alten Tagen — 
noch hier und da ein Bischen Franzöſiſch zu ſprechen, vor Leuten, die nichts 
anderes als die franzöſiſche Sprache verſtehen (Heiterkeit.) 0 

In ganz Lothringen nämlich verſtehen die Parteien, die vor Gericht er⸗ 
ſcheinen, kein Deutſch, mit Ausnahme des deutſchen Theils, welche wir 
DeutſchLothringer nennen, und im Elſaß können die Advocaten durchaus 
nicht in deugſscher Sprache plaidiren, sie ſie es eben in franzöſiſcher gelernt 
und lange Jahre hindurch geübt haben. Zu bemerken it auch, daß dis Ge⸗ 
ſetzgebung, nach welcher jetzt noch die Debatten vor den Trihunalen geführt 
werden, meiſtens franzöſiſch iſt, jo daß einestheils die Adookaten nur in 
franzöſiſcher Sprache die Verhandlungen führen könneu. Ich bin der Ueber⸗ 
zeugung, daß die deutſchen Richter, die bei uns eingewandert ſind, auch 
ſoweit mit der franzöſiſchen Sprache vertraut ſind, daß ſie nach Verhand⸗ 
lungen in franzöſiſcher Sprache ganz gut Recht ſprechen konnen, zumal ſie 
ſich immer oder faſt immer auf franzöſiſches Recht zu bernfen haben. ir 


an. Nur eine Bemerkung möchte ich beifügen; ein Bischen Salz wird ja 
nicht ſchaden bei dem Braten! (Heiterkeit) Die Motive ſtellen die Sache 
blos facultativ als in der Hand des 1 We liegend hin. Das heißt: 
es iſt ausſchließlich in die Hände des Reichskanzlers gegeben, den Termin 
dieſer Verlängerung des Gebrauches der franzoͤſiſchen Sprache feſtzuſtellen. 


6. 


ſind deßhalb mit der Vorlage durchaus einverſtanden und nehmen ſie dankend 
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der Entſcheidung des Herrn Reichskanzlers überlaſſen werden, ſondern dem 
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Ich weiß nicht, ob ich eine richtige Idee von conftitutiotiellet Verfaſſang 
babe, aber ich glaube, da wir doch unter einer conſtitutionellen Verfaſſung 
ſtehen, ſo müßte ein Gegenftany, von ſolcher Wichtigkeit nicht ganz und gar 


Reichstag, dem es ja'zuſtehe, Alles, was in der Geſetzgebung geändert werden 
foll, abzuändern, dieſe Sorge und dieſes Recht zuſtehen. i a 
Ich hätte deshalb gewünſcht, daß die Fixirung des Termins oder die 
Verlängerung deſſelbert lediglich in die Hände des Reichstags gegeben worden 
wäre. Ich behalte mir vor, wenn wir in die ferneren Berathungen treten, 
einen Antrag in dem Sinne zu ſtellen. Ich gedenke zu beantragen, daß der 
Reichstag den Termin fixire reſp. denſelben auf 5 Jabre hinaus perlöngern 
möge. Sollten ſich nach Ablauf dieſer Friſt die Dinge bis ſo weit verändert 
baben, daß das Publikum der deutſchen Sprache allgemein mächtig wäre, 
daß die Verhandlungen in der deutſchen Sprache geführt werden könnten, 
nun, dann bleibt es ja dem Reichstag unbenommen, entweder den be⸗ 
ſtimmten Termin einzuhalten, oder, wenn anders, denſelben weiter zu ver⸗ 
längern. Das wäre es, meine Herren, was ich über den Antrag zu jagen 
halte. Ich knüpfe daran noch einen Wunſch, nämlich, daß auf allen Ge⸗ 
bieten der Verwaltung des Reichslandes der Geiſt der Schonung und des 
Wohlwollens, der aus dieſem Antrage hervorleuchtet, in Elſaß⸗Lothringen 
zur Geltung kommen möge. Ich gebe Ihnen die Verſicherung im Namen 
des Reichslandes, daß wenn auch in Folge deſſen die franzöſiſche Sprache in 
Uebung bleiben wird, doch die Gefühle, ich will den Ausdruck gerade ge⸗ 
brauchen — der Antipathie, die durch manche Maßregeln hervorgerufen 
worden ſind, eher ſchwinden werden. Wenn auch allzuſcharf eingeſchritten 
wird mit Maßregeln, die uns vielfach tief verletzt, aber auch in die Ver⸗ 
handlungen und den Rn. der Geſchäfte vielfach ſtörend eingegriffen haben, 
wie müßte das nicht viel böſes Blut abgeſetzt haben? Ich meine, die Ver⸗ 
waltung müßte verfahren, wie die liebe Sonne, die nicht brauſt wie der 
. ſondern langſam den Eisklotz ſchmilzt. (Lebbafter, allſeitiger 
Beifall. 

Commiſſarius Geh. Rath Seriog: Ich kann dem Herrn Redner nur 
dankbar fein für die Auffaſſung der Geſetzesvorlage, der er Ausdruck gegeben 
hat; er darf ſich aber auch verſichert halten, daß der Schritt, den er als 
einen erſten bezeichnet hat, in der That nicht blos ein ſolcher iſt und daß 
ihm gern andere folgen werden, ſoweit die Reichsregierung ihrerſeits darauf 
rechnen darf, bereites Entgegenkommen in Elſaß⸗Lokhringen zu finden. Die 
Sorge, die er ausgeſprochen hat, als ſei die Handhabung des Geſetzes in 
die Wilka des Reichskanzlers gelegt und damit nicht die Sicherheit gegeben, 
die er beanſpruchen zu müſſen glaubt, iſt, glaube ich, unbegründet. Ich ver⸗ 
ſtehe ſeinen Wunſch, ſtatt der facultativen Faſſung des Geſetzes eine impe⸗ 
rative zu geben und die Entſcheidung, wie lange der Gebrauch der franzö⸗ 
ſiſchen Sprache in den hier angegebenen 1 8 noch beibehalten werden 
dürfe, dem Reichstage vorzubehalten, nicht in Bezug auf die Beſtimmung 
des erſten Paragraphen, der ja nur für einzelne ae die Facultät, der 
Sprache ſich weiter zu bedienen, gewährt, ſondern in Bezug auf § 2 im Zu: 
ſammenhange mit § 15 des zu Grunde liegenden Geſetzes, der davon aus⸗ 
geht, eine Ergänzung des Geſetzes über die Einführung der Gerichtsſprache 

dahin zugeben, daß der Reichskanzler beſtimmen ſoll, wann die Facultät 
aufhört. Es iſt bei Ausführung des Geſetzes über den Gebrauch der Ge⸗ 
e an er mit der äußerſten Rückſicht bisher vorgegangen, und es wird 
ies auch ferner der Fall ſein. Die Deutſchen ſind keine Nation, die die 
Vielſprachigkeit haſſen und dem Gebrauche der Sprache grundſäßzlich ent⸗ 
gegentreten. ; | : ats 

Wir haben in Elſaß⸗Lothringen, ſoweit es irgend möglich war, ſowohl 
für die Geſchäſtsſprache der Verwaltungsbehörden als der Gerichte, die 
äußerſte Grenze gezogen; es wird aber kaum durchführbar ſein, und dieſe 
Schwierigkeit iſt der Grund der hier vorgeſchlagenen Beſtimmungen. In 
jedem einzelnen Falle und für jede einzelne Gemeinde, wo eine Aenderung 
nunmehr eintreten ſoll, den Apparat der e in Bewegung zu 
ſetzen, wird ſchwerlich angehen; es wird auch der Reichstag ſchwerlich in der 
Lage ſein, ein Urtheil zu fällen, ob in dem einzelnen Falle die Verhältniſſe 
ſoweit reif geworden ſeien, um grundſätzlich unb principiell für die in Rede 
ſtehenden Beurkundungen der Notare und Gerichtsvollzieher an Stelle der 
3 die deutſche Sprache zu ſetzen und ich glaube, daß der Herr 
Reichskanzler wobl das Vertrauen in Anſpruch . darf, daß er mit 
Schonung und völliger Berückſichtigung der obwaltenden Verhältniſſe die 

Entſcheidung treffe und bitte Sie meinerſeits, 5 dies Vertrauen durch die 
Genehmigung des $ 2, ſo wie er vorliegt, zu beweiſen. 

Damit ſchließt die erſte Beraſhung und wird die Verordnung auch in 
zweiter genehmigt. 2 
3% Uhr. Nächſte en Sonnabend 1 Uhr (3. Berathung des Geſetz⸗ 
entwurfs betreffend den Markenſchutz und der heute genehmigten Verord⸗ 
nung; 1. Beratbung des Geſetzentwurfs betr. die Steuerfreiheit des Reichs⸗ 
1 Auf Montag iſt die erſte Berathung des Bankgeſetzes 
angeſetzt. 


Berlin, 12. Nopbr. [Amtliches] Se. Majeſtät der König hat dem 
General⸗Poſtdirector Stephan zu Berlin den Stern zum Rothen Abler⸗ 
Orden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub; dem vortragenden Rath im Reichs⸗ 
kanzler⸗Amt, Dr. Röſing, und dem Rechtsanwalt und Notar, Juſtizrath 
Meltzer zu Striegau, den Rothen Adler⸗Orden dritter Ale mit ber 
Schleife; dem penſionirten Rechnungsführer der General Brandkaſſe zu Kaſſel, 
Buchhalter Wilhelm Pfeiffer daſelbſt, den Rothen Adler⸗Orden vierter 
Klaſſe; dem bisherigen Rendanten der General⸗Militärkaſſe, General⸗Kriegs⸗ 
Zahlmeiſter und Geheimen Rechnungsrath v. Ribbentrop zu Berlin den 
königlichen Kronen⸗ſ rden zweiter Klaſſe; dem Geheimen Poſtrath Günther 
zu Berlin den königlichen Kronen⸗Orden dritter Klaſſe; dem Lehrer und 
Küfter Piper zu Greiffenberg in Pommern den Adler der Inhaber des 
Mugen Haus⸗Ordens von Hohenzollern verliehen. IT; 

e. Majeſtät der Kaiſer haben im Namen des Deutſchen Reichs die von 
dem Herrn Biſchofe zu Straßburg vorgenommene Ernennung des Suceurfal- 
Pfarrers Kaſimir Adam zu Reichsfeld zum Pfarrer in Waſſelnheim, im 
Bezirke Unter⸗Elſaß, genehmigt. 

Se. Majeſtät der König hat den Secretär der Thüringiſchen Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft, Amtsaſſeſſor a. D. Welker zu Erfurt, in Folge der von der 
Stadtperordneten⸗Verſammlung zu Nordhauſen getroffenen Wahl, als beſol⸗ 
deten Beigeordneten der Stadt Nordhauſen für die geſetzliche Amtsdauer von 
zwölf Jahren beſtätigt. 

Der Wahl des Gymnaſial⸗Oberlehrers Dr. Münſcher in Torgau zum 
. am Gymnaſium in Jauer iſt die Beſtätigung ertheilt worden. — 
Beim Kaiſer⸗Wilhelms⸗Gymnaſium in Montabaur iſt die Ernennung des 
ordentlichen Lehrers Dr. Wahle zum Oberlehrer genehmigt worden. 

Berlin, 12. November. [Se. Majeſtät der Kaiſer und 
König! nahmen heut zuerſt die Vorträge der Hofmarſchälle entgegen 
und hörten um 10 Uhr den Vortrag des Kriegs-Miniſters und des 
Militärcabinets. Um 12 Uhr gewährten Se. Majeſtät dem Juſtiz⸗ 
Miniſter Dr. Leonhardt Audienz und empfingen um 12% Uhr Se. 
Durchlaucht den Reichskanzler Fürſten von Bismarck. a 

Nachmittags 3% Uhr fand die Abreiſe Se. Majeſtät zu der Hof⸗ 
jagd nach Letzlingen mittelſt Extrazuges der Lehrte Bahn ſtatt. 

Im Allerhöchſten Gefolge befinden ſich der General⸗Adjutant Graf 
v. d. Goltz, der Hofmarſchall Graf Perponcher, die Flügel-Adjutanten 
Oberſt Graf Lehndorff, Rittmeiſter Graf Arnim und der Leibarzt 
Sr. Majeſtät, GeneralArzt Dr. von Lauer. (Reichsanz.) 

* Berlin, 12. November. [Ein Irrſinniger. — Feuer. 
— Oeſterreichiſches Conſulat.] Als am Montag Nachmittag 
der Kaiſer von einer Spazierfahrt zurückkehrte, verfolgte an der Ecke 
der Straßen „Unter den Linden“ und der Wilhelmsſtraße ein Mann 
mit auffälligen Geberden die kaiſerliche Equipage und rief dabei auch 
unverſtändliche Worte aus. Der an dieſer Stelle ſtationirte Schub: 
mannspoſten nahm den Unbekannten feſt, und es ergab ſich auf der 
Wache, daß derſelbe ein in der hieſigen ſtädtiſchen Irrenanſtalt deti⸗ 
nirter Geiſteskranker iſt, welchem geſtattet war, in der Stadt unter 
Bewachung ſeiner Angehörigen umherzugehen. Derſelbe iſt ſofort in 
die Irrenanſtalt zurückgeführt worden. Der Vorfall hatte bei dem 
ſchönen Wetter in der frequenten Straße ein großes Publikum ver⸗ 
ſammelt, welches dem Hergange mit ſichtlicher Spannung folgte. — 
Heut früh um 4 Uhr verloren bei einem in einen Hauſe nahe dem 
Anhalter Bahnhofe, und zwar in der Backſtube eines Conditors durch 
Platzen des Ofens ausgebrochenen Feuer fünf Perſonen von dem 
Conditor⸗Perſonal, welches im 2. und 3. Stockwerk des Gebäudes 
ſchlief, durch Erſtickung das Leben und ſieben Andere verſuchten, 
da das Treppenhaus der Art mit Qualm und Rauch angefüllt war, 


* 


aus dem Fenſter ſich zu reiten, Von den letzteren erlitt der Eline fo 
ſchwere Verletzungen, daß er bald darauf ſtarb, zwei wurden ſchwer 
verletzt nach der Charité zeſchafft und vier kamen mit leichteren Ver⸗ 
letzungen davon. — Das bisherige kaiſerl. und königl. öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Conſulat in Berlin iſt zu einem General⸗Conſulat 
erhoben und der Geheime Commerzienrath Louis Ravens zum 
General⸗Conſul, der Banquter Albert George zum Conſul ernannt 
worden. Beide Herren, welche ſich bekanntlich bei der vorjährigen 
Wiener Weltausſtellung hervorragende Verdienſte erworben, haben 
bereits, wie wir hören, das Exequatur erhalten. 

[Graf Arnim.] Die bereits ſelegraphiſch gemeldete Mittheilung 
der „B. B.⸗3,“ lautet vollſtändig: „Vorgeſtern iſt, wie wir hören, die 
Anklageſchrift dem Grafen Harry von Arnim inſinuirt worden. Die⸗ 
ſelbe hält als einzigen Anklagepunkt die Beiſeiteſchaffung amtlicher 
Documente aufrecht. Eine dreiwöchentliche Friſt muß nach der Gerichts⸗ 
ordnung dem Angeklagten bis zur mündlichen Verhandlung gelaſſen 
werden; es wird die Verhandlung und Aburtheilung der Anklage daher nicht 
vor dem 3. December, wahrſcheinlich aber auch gerade an dieſem Tage, 
erfolgen. Für die Verhandlung dürfte die Oeffentlichkeit in keinerlei 
Weiſe beſchränkt werden. Daß Graf Arnim perſönlich in dem Ter⸗ 
mine erſcheinen wird, unterliegt keinem Zweifel. Als alleiniger Ver⸗ 
theidiger wird ihm Rechtsanwalt Munckel zur Seite ſtehen. Inwie⸗ 
fern dem gegenwärtigen gerichtlichen Verfahren noch ein weiteres fol⸗ 
gen wird, welches die Frage, ob Graf Arnim ſich ſchon eines wirk⸗ 
lichen Vertrauens⸗Mißbrauches — etwa nach Petersburg hin — ſchuldig 
gemacht hat, dürfte von dem Verlaufe der zur Zeit bevorſtehenden 
Verhandlungen abhängig bleiben. Es werden die officiöſen Andeu⸗ 
tungen, daß es ſich bei dem Einſchreiten gegen den Grafen Arnim 
noch um „andere Dinge“ handle, in dieſem Sinne zu deuten ſein.“ 

D. R. C. [Der Reichskanzler Fürſt Bismarckl iſt geſtern 
Abend von ſeiner lauenburgiſchen Beſitzung „Friedrichsruhe“ in Be⸗ 
gleitung feiner Gemahlin wieder hier eingetroffen. Der Fürſt, welcher 
ſehr wohl ausſieht, machte heut Vormittag einige Beſuche in der Stadt 
und erſchien auch Mittags in der Reichstagsſitzung, wo er ſich längere 
Zeit mit den Abgg. v. Arnim⸗Heinrichsdorff, v. Bennigſen und Fürſt 
Hohenlohe⸗Schillingsfürſt unterhielt. 

D. R. C. [Der Miniſter für die land wirthſchaftlichen 
Angelegenheiten Dr. Friedenthal, !] welcher ſich zur Inſpiei⸗ 
rung der landwirthſchaftlichen Akademie nach Eldena begeben hatte, 
iſt heut Mittag mit der Stettiner Bahn von dort wieder zurückgekehrt. 
Dr. Friedenthal hat noch nicht feine Dienſtwohnung im Miniſterial⸗ 
gebäude bezogen, ſondern bewohnt noch immer ſein Privathaus in der 
Lennéſtraße; es dürfte auch überhaupt noch fraglich fein, ob derſelbe 
die Dienſtwohnung beziehen wird, da das Miniſterialgebäude in der 
Schützenſtraße ſchon an und für ſich ſo mangelhaft iſt, daß es wahr⸗ 
lich nicht zu den Annehmlichkeiten des Lebens gehört, dort wohnen zu 
müſſen, und daß man wiederum allen Ernſtes daran denkt, für dieſes 
Miniſterium ein anderes geſunderes und umfangreicheres Gebäude zu 
erwerben. 

D. R. C. [Die ausgeſchiedenen Mitglieder der Fort⸗ 
ſchrittspartei] werden ſich, wie wir hören, noch nicht zu einer 
Fraction zuſammenthun, ſondern vorläufig noch als ſogenannte „Wilde“ 
verbleiben, nichtsdeſtoweniger aber über jede einzelne Reichstagsvorlage 
unter ſich in Berathung treten. 

[Ein ſchreckliches Brandunglück.] Das Berliner „Fremden⸗ 
blatt“ ſchreibt: Während die Bewohner des Südweſtens von Berlin 
ruhig im Schlafe lagen, vollzog ſich in ihrer nächſten Nähe eine Ca⸗ 
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nicht verzeichnet iſt. Heute Morgen um 4 Uhr wurde die Feuerwehr 
plötzlich alarmirt. Es war auf dem Grundſtück der Vo ß'ſchen Con: 
ditorei, Anhaltſtr. 15, und zwar in dem Quergebäude ein Feuer 
ausgebrochen. Letzteres enthält im Erdgeſchoß die Bad: und Arbeits: 
ſtube, im 1. Stock Vorrathszimmer, in den anderen Stockwerken 
Schlafzimmer, und zwar im 2. für die Mädchen, im 3. für die Con: 
ditorgehülfen. In dem Gebäude, das auf einem ſehr kleinen, eng 
umgrenzten Hof ſteht, befand ſich nur eine hölzerne Treppe. In den 
unteren Räumen brach das Feuer aus, auf welche Weiſe iſt bis jetzt 
nicht ermittelt, nur ſo viel wird uns von zuſtändiger Seite gemeldet, 
daß, als um 4 Uhr 1 Min. die Feuerwehr alarmirt wurde, ſie bei 
ihrer ſofortigen Ankunft das ganze Quergebäude in hellen Flammen 
und die Treppe völlig unpaſſirbar fand. Der entſetzliche Qualm machte das 
Rettungswerk faſt unmöglich, hatte aber auch die Bewohner der oberen 
Stockwerke längſt ihrer Beſinnung beraubt, und ſo geſchah das Entſetzliche, 
daß von den 14 Conditor⸗Gehilfen, welche in Zimmern des dritten 
Stockwerkes ſchliefen, 4 bei ihrem Verſuche, ſich über den Boden nach 
dem Nachbarhauſe zu retten, auf dem Boden und der Treppe er⸗ 
ſtickten und verbrannten. Ein Fünfter iſt in Folge eines 
Schädelbruches beim Sprunge aus dem Fenſter geſtorben, ein 
Sechſter hat ſich bei derſelben Gelegenheit das Rückgrat gebrochen. 
— Von den 8 Mädchen, deren Schlafräume im 2. Stockwerk gelegen 
waren, find drei ruhig in ihrem Zimmer und in Folge deſſen un: 
verſehrt geblieben, fünf ſind zum Fenſter hinaus auf das Dach 
des Eiskellers geſprungen; von letzteren hat eins die Knieſcheibe ge⸗ 
brochen, die anderen vier haben nur unbedeutende Fußverſtauchungen 
davon getragen. — So ſind nach den bisher eingegangenen Berichten 
ſechs Leichen zu beklagen; nicht zu ſchildern find aber die Angſt⸗ 
und Verzweiflungsrufe, welche von der Brandflätte aus durch die ſtille 
Nacht erſchallten, da auch in den benachbarten Gebäuden die Angſt 
viele zur Verzweiflung gebracht hatte. Weitere Berichte laſſen nach 
Hörenſagen noch Schlimmeres erwarten, da von den Verwundeten 
auch einige ſchwere Brandwunden erlitten haben ſollen. a 

[Marine.] S. M. Brigg „Undine“ hat am 14. September er. 
die Rhede von Funchal verlaſſen, ankerte am 18. October er. Abends 
im Hafen von Rio de Janeiro und beabſichtigte die Reiſe nach Bar⸗ 
bados — bei günſtigem Winde über Bahia — am 3. November er. 
fortzuſetzen. An Bord Alles wohl. 

Oldenburg, 10. November. [Gegen die Civilehe.] Der 
„Weſerztg.“ ſchreibt man: Die Meldung auswärtiger Blätter, nach 
welcher Oldenburg im Bundesrathe ſeine Stimme gegen die vom Reiche 
in Ausfiht genommene Einführung einer Ciollehegeſetzgebung abgege⸗ 
ben hat, konnte hier nicht überraſchen, da ſie dem bereits im vorletzten 
Landtage bei Berathung des Eheſchließungsgeſetzes für das Fürſten⸗ 
thum Birkenfeld geäußerten principiellen Standpunkte der Staatsre⸗ 
gierung entſpricht und außerdem in den particularen Verhältniſſen 
unſeres Kleinſtaates ihre theilweiſe praktiſche Rechtfertigung findet. Die 
Forderung des Staatsgrundgeſetzes von 1849 nach Einführung der 
obligatoriſchen Civilehe wurde ſchon durch das revidirte Staatsgrund⸗ 
geſetz von 1852 zu der Aufſtellung des nun facultativen Civilactes ab⸗ 
geſchwächt und läßt ſich ſomit der gegenwärtige Rechtszuſtand dahin 
zuſammenfaſſen, daß die kirchliche Einſegnung als bürgerlich gültige 
Form beſtehen geblieben iſt und außerdem jede ſtaatsgeſetzlich zuläſſige 
Ehe vor dem Amtsgerichte bürgerlich gültig als Civilehe eingegangen 
werden kann. Zu erheblichen Mißſtänden hat dieſe Rechtslage nicht 
geführt. Das Normativ für die Wahrnehmung des landesherrlichen 
Hoheltsrechtes über die römiſch⸗katholiſche Kirche vom Jahre 1831 iſt 
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preußiſchen Mai⸗Geſetzen analogen Beſtimmungen nie bean 
ſtandet worden. Den Tauf- und Conſirmations⸗Zwang hat 
bereits das Staatsgrundgeſetz von 1849 befeitigt, indem es beſtimmt 
daß Niemand zu einer kirchlichen Handlung gezwungen werden ſoll. 
Die Führung der Kirchenbücher, die auch hier Anfangs nur zur Con⸗ 
ſtatirung kirchlicher Arte dienten, nach und nach immer mehr auch 
bürgerlichen Zwecken dienſtbar gemacht wurden und ſeit langer Zeit 
mit der vollen Bedeutung von Ciollſtandsregiſtern ausgerüftet find, 
beruht meiſtens auf älteren Verordnungen, deren Reviſion allerdings | 
bereits angeregt und nur in Folge der zu erwartenden Reichsgeſetzge⸗ 
bung aufgeſchoben iſt. Es läßt ſich erwarten, daß das Herzogthum 
ſchon in Rückſicht auf die etwas beſchränkten Verhältniſſe feiner Land⸗ 
gemeinden von der dem Geſetzentwurfe des Reichstages wenigſtens 
beigefügten Clauſel Gebrauch machen und wie ſeither die Pfarrer aller- 
dings kraft ſtaatlicher Autoriſation mit der ferneren Führung der 
Standesregiſter beauftragen würde. 

Aus dem Fürſtenthum Lippe, 10. Noobr. [Petition.] Die 
ſchon von uns erwähnte, von der hieſigen Fortſchrittspartei auf An⸗ 
regung des Syndikus Hausmann an den Reichstag zum Zweck der 
Abhilfe gegen unſere Verfaſſungswirren gerichtete Vorſtellung ſchließt 
mit folgender Ausführung und Bitte: 

Seit 1871, alſo ſeit drei Jahren, ſind ſeitens der Bevölkerung die von 
keiner Vertretung bewilligten Steuern in der Erwartung einer gütlichen Bei⸗ 
legung des Verfaſſungsconflicts ohne eine rechtliche Verpflichtung dazu gut⸗ 
willig entrichtet. Erweiſen ſich aber alle bis dahin verſuchten Schritte und 
die jo lange ſehnlichſt erwartete Abhilfe ſeitens der ſchon oft angegangenen. 
Reichsgewalt erfolglos, fo wird ſchließlich der Bevölkerung kaum elwas An⸗ 
deres übrig bleiben, als durch die völlig berechtigte und geſetzlich zuläſſige 
Verweigerung der nicht bewilligten Steuern und des etwa dadurch noth⸗ 
wendig werdenden Einſchreitens der Reichsgewalt eine Wendung in 
dieſen beklagenswerthen und unhaltbaren Zuſtänden berbeizuführen. Zu 
dieſem äußerſten Schritte dürfte die weitere Erwägung treiben, 
daß die Regierung, obgleich ſie ſich willkürlich zum eigenmächtigen 
Verwalter des Vermögens der Bevölkerung aufgeworfen, ſich nicht 
einmal bewogen gefunden, über die Verwendung der ihr von 
Reichswegen zugefloſſenen Kriegsentſchädigungen, ſowie über die jähr⸗ 
liche Staatshaushaltsführung die geringſte öffentliche Rechenſchaft abzulegen. 
Durch dieſe Unterlaſſung jeglicher Rechenſchaftsablage über den Bezug der 
zur Deckung der jährlichen Ausfälle erforderlichen Geldmittel und durch das 
Stillſchweigen gegenüber den Interpellationen in der lokalen Preſſe hat be⸗ 
reits die vielleicht nicht grundloſe Meinung überhand genommen, daß die 
Staatsverwaltung unbefugter und mißbräuchlicher Weiſe aus den unter ihrer 
Auſſicht ſtehenden fürſtlichen Landescredit⸗ und Sparkaſſen⸗Anleihen beziehungs⸗ 
weiſe Vorſchüſſe entnehme, ohne geſetzliche oder verfaſſungsmäßige Sicherheit 
dafür bieten zu können. Bei dieſer Sachlage iſt die Ausführung des Reichs⸗ 
tagsbeſchluſſes vom 14. Mai 1873 der einzige, auch durch die deutſche Reichs⸗ 
verfaſſung vorgeſchriebene Weg, den unerträglichen, die Würde der deutſchen 
Nation verletzenden Mißſtänden im Bundesſtaate Lippe ein Ende zu machen, 
und gelangt an den hohen Reichstag die gehorſamſte Bitte: „Durch noch⸗ 
malige Erhebung der Eingangs erwähnten Geſetzesvorlage zum Beſchluſſe des 
Hauſes den hohen Bundesrath zur Zuſtimmung und Ausführung behufs 
der endlichen Beſeitigung der beklagenswerthen Mißſtände in Mecklenburg 
und Lippe u peranlaſſen. j 

Saarbrücken, 7. Noobr. [Das hieſige Zuchtpolizeigericht] 
hat die weitere Schließung von 10 in hieſiger Gegend beſtehenden 
Local⸗Abtheilungen des Mainzer Katholiken⸗Vereins ausgeſprochen und 
entgegen einem Beſchluſſe des Obertribunals erkannt, daß der ſelbſt⸗ 
ſtändige politiſche Charakter der Zweig⸗Abtheilungen des genannten 
Vereins darin gegeben ſei, daß ſie in ihrem Bezirke neben Abführung | 
eines Jahresbeitrags an den Centralverein auch hauptſächlich die Ein⸗ 
wirkung auf die Reichstagswahlen zur Aufgabe hätten. (Karlsr. Z.) 

Straßburg, 8. Noobr. [Anleihe] Wie der „Magdeb. Ztg.“ 
von hier berichtet wird, ſoll die Regierung genöthigt fein, für die 
Reichslande in der nächſten Zeit eine Neun⸗Millionen⸗Anleihe aufzu 
nehmen, da das Jahresbudget ein Deſieit von drei Millionen 0 | 

no! 


weiſt und außer ordentliche Ausgaben von etwa ſechs Millionen 
wendig ſind. 

b O eſterreich. 

Wien, 12. Novbr. [Sitzung des Abgeordnetenhau ſes.] 
Vom Handelsminiſter wird eine Convention mit Rußland zum Schuß 
der Handelsmarken vorgelegt. Der Cultus miniſter beantwortet hierauf | 
die Interpellation betreffend die Ausführung der confeſſtonellen Geſetze 
dahin, daß die Erhebungen behufs Fixirung der zum Religionsfonds 
zu leiſtenden Beiträge zwar eingeleitet, wegen der Maſſenhaftigkeit des 
zu bewältigenden Materials aber noch nicht beendet ſeien. Die zum 
Religionsfonds zu leiſtenden Beiträge würden als Nachträge zum 
Budget aufgeführt werden. Bei der Weiterberathung des Aetien⸗Ge⸗ 
ſetzes wurde die Beſtimmung zum Schutze der Minoritäten und wegen 
Vertretung der Minoritäte mitglieder im Aufſichtsrathe mit 128 gegen 
92 Stimmen angenommen. 

Prag, 12. Nov. [Der Kaiſer und die Kaiſerin, ] welche 
geſtern Abend 6 Uhr hier eintrafen, und ſich durch die glänzend illu⸗ 
minirten Straßen nach der Hofburg begaben, wurden von der Be 
völkerung mit großem Enthusiasmus begrüßt. In der Hofburg fand 
Empfang des Erzherzogs Ludwig Salvator, des Oberſt⸗Landmarſchalls, 
des Statthalters, des Landescommandirenden und des Bürgermeifterd 
ſtatt. Der Kaiſer drückte feine Freude aus, abermals, wenn auch nut 
kurze Zeit, in Prag ſein zu können, und erkundigte ſich eingehend nach 
mehreren die Stadt Prag ſpeziell berührenden Angelegenheiten, wie 
nach dem Fortgang der Baltei-Demolirungdarbeiten und nach dem 
Stande der neuen ſtädtiſchen Anleihe. Die Kaiſerin dankte ganz bei 
ſonders für den freundlichen Empfang. Die Rückreiſe des kaiſerlichen 
Paares nach Kladrup erfolgte um 8 Uhr. 


Italien.“ 
Nom, 7. Nov. [Die hieſigen Glericalen] werden ſich an 
den morgen ſtattfindenden Wahlen zur Deputirtenkammer nicht De 
theiligen, wohl aber wird dies im einigen toskaniſchen und nordita 
lieniſchen Bezirken geſchehen, und zwar trotz der Note, in welcher dis 
hieſigen Jeſuitenorgane darthun wollen, daß der Papſt in feiner jüngſtel 
Anſprache an die Mitglieder des Circolo di S. Melania jede Bethel 
ligung an den Wahlen verboten habe. Die Florentiner „Armonia 
und die übrigen clericalen Blätter, welche die Nichtenthaltung ane 
pfehlen, wiſſen eben ſehr wohl, daß dem nicht fo iſt, und haben a 
den Wortlaut der Auslaſſungen des Papſtes hingewieſen, wonach m 
den Gewählten der Eid auf die Verfaſſung, nicht aber den Wähle 
die Ausübung ihres Wahlrechtes verboten wird. Aber der unter DER | 
directen Einfluß der Jeſulten ſtehende Theil der clericalen Preſſe w 
nichts davon wiſſen. Da fie den Papſt nicht zu einem directen Ves 
bote der Theilnahme an den Wahlen haben veranlaſſen können, 0 
interpretiren fie feine Worte in der ihnen paſſenden Weiſe und al 
das neueſte Heft der „Civilta Cattolica“ thut fo, als ob die Wer, 
des Papſtes: „Es iſt einem Katholiken nicht erlaubt, in der Aula de 
Parlamentes zu ſitzen, weil er vorher den Eid auf die Verfaſſun 
leiſten müßte“, nichts Anderes heißen als: „Es iſt einem Katholik 
nicht erlaubt, ih an den Wahlen zu betheiligen.“ 1 
[In Florenz) wurde vorgeſtern einer der Führer der Inken 
nationale, Franzesko Natta aus Alexandrien, verhaftet. Die 3 
lizei hatte erfahren, daß er der Inhaber der ganzen Correſpond in 
der Internationale mit Italien ſei, und ſie entdeckte dieſelbe auch 2 
dem Quartiere, welches Natta früher in Florenz bewohnt hatte, 90 
mauert. Es war eine vollſtändige Sammlung von Briefen und 5 
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einem hieſigen fleißigen Schneidermeiſter zur Hälfte, die andere Hälfte dieſes 5 Ostprexian. Südb..| e % 37 Dr iſch 5760 DIR. dens ernie = BZz Tblr. bey, ö 
Viertels deſſen Gehilfen und einem Dienſtmädchen zu, mit dem zweiten Kurb, 40 Tite-Lsoss 16% B RochteO.-U.-Ba«u| 6 ex 1 117%. 6 weſtpreußiſcher Thlr. bez., neuer ruſſiſcher 55—60 Thlr. bez, ſchle⸗ 
N in ond g 228 \ ) wadische 28 1 Loc. 41% B Reichenborg-Parä| 4½ 4 la] 68% bz ſiſcher — Thlr. bez., ungariſcher und galiziſcher 53—57% Thlr. bez., vom⸗ 
es ee in bee und ein Gaſtwirth, mit dem dritten Viertel Braunschw. Främ. An, 4 B Sheinisehe . . . s | 9° ja 180 Dz merſcher 60-63 Thlr. ab Bahn bez., mecklenburger 60 63 Thlr. ab Bahn ö 
7 1 S Yidenburger Lvose in- 0 EA d 5 * rg f 5 
ee haft von 26 Perſonen diverſen Standes beglückt, während das] ueber . — Abgas, Een 3% 18 335 5, (bez., vr. November 60-59% Thlr. bez, pr. November⸗December 595847 ) 
etzte Viertel nach Neuß gekommen iſt. a 1 . 4. 13 | “ 
ji Leute 2 4% onze 2100 . Seeker % , , | 23% bu Tblr. bez, pr. December⸗Januar — Thlr. bez., per Frühjahr 171—170% 
tz. Brieg, 12. November. [Typhus. — Alterszulagen für Volks⸗ Raten 2 & Oe. Bgm lernen * „ee Rchmk. bez, pr Mai⸗Juni 170 —170 Rchmk. dez. Gekündigt — Ctr. Kün⸗ 


ſchullehrer. — Steuer: Gontrol-Däufer.] 12 dem auf der rechten] Laperzale ö. 7%“ d jituns, kn. 941% bie] Warschau dt [16 1“ „ 88 % % digungspreis Tblr. — Erbſen? Kochwaare 67—75 115 bez., Futterwaare 
rei 


61—66 Tolr. bez. — Weizenmehl Nr. 0 pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. 


Oderſeite gelegenen Dorfe Mangſchütz hieſigen es iſt der Typhus aus.—ñũ„ D m en nm m innen 
Bern. Bis geſtern wurden 26 Erkrankungen gezählt, welche namentlich Aypotheken - Gertifisnte. eee eee Sad 94—I Thlr., Nr. 0 und 1 84-8 Thlr. — Roggenmehl Nr. 0: 8% 
ominial-Arbeiter trafen. Zur Pflege find 3 Schweſtern aus dem biefigen | Schtcs.Bodener.Pfnabr. , 109 g Bertin. Nordbahn 6 8 e 0 d2G —8% Tolr., Nr. 0 und 18—7 Thlr. bez. — Roggenmehl Nr. O und 1: 
Marienſtift dahin abgegangen. — In Sachen der Staatlichen Dienſtalterszu⸗ ao. e 04186 b e e ad. 0 % „ ab [pr Nopember 7 Thlr. 29 Sgr. bis 8 Thlr. bez., pr. November⸗December 7 
lagen für Lehrer war bon den hieſigen Betheiligten eine Petition an die Geerd, e. 6% eg be Bangen. c 4 Abl. 24-23 Sgr. bez, ur. Januar — Achme bez, pr. Janugr⸗Jebruar 
Königliche Regierung gerichtet worden, dahingehend, die ſtädtiſchen Lehrer] o. rückbe, m 105 10474 ba Tebltert Falkenb ? 5 3 | 58% ma 23 922,0 Rchmk. bez., pr: 1 22,1 Rchmk. bez., pr. März⸗April 
von dieſen Dienſtalterszulagen nicht auszuſchließen. Hierauf hat die Regie: | ao. do do z f 6 Märkjsch-Posiner % , )5 4 du . Kchmk bez. pr. April⸗Mai 22,4 Amt. bez., pr. Mai⸗Juni — N mt. 
rung den en Rh ergeben laſſen, daß nach Verfügung des Minifters die bes | "A HArnBA-cna En IMs ba 4e, ec ö e e bez. — Getündigt — Etur. Kündigungspreis — Ablr. — Sgr. — Oelſaa e: 
nen ulagen da nicht gezahlt werden, wo eine Ancinitäts-Gcala befteht, 3 „see — 75 1 1 95 2 5 ten: Raps — Thlr., Rübſen — Thlr. nach Qualität. — Rüböl per 100 5 
daß auch Brieg eine Commune iſt, welche aus eigenen Mitteln das Noth⸗ p. Auth. Nord- C..] HOI% bs Somm. Centralb. 5 ; Fr. 119 Kilo netto loco 18% Thlr. bez., mit Faß — Thlr. bez., per November 181%, 
Dendige leiten kann. (Wenn fie es nun aber nicht leitet ), Der Beſcheid art 42 r b . 10% „, e ehem — 18 n —18% Zhle, ben, pr. November-Derember 18418 Ile. bes pr. Des | 
Be a en Re Re ng MER | Soap SEE nee hr Selen Une ann Sr 
en dies mi nter. IE iſchen . :Häufer| dose rkuIbrm A bz Sg ee ee rg Pe Pe ml Ve eg 2 r. mdigungspreis — Thlr. — Lei 
find bereits verpachtel. Vei dem Verpachtungstermin des letzten derſelben, at e ena lb. 12 10100 * F ‚Papiere, loco 2274 Thlr. — Petroleum per 100 Kilo, incl, Jaß loco 7% She. den 
am Oderthor gelegen, wurde ein Meiſtgebot don 191 Thaler erzielt. Ueber] Ger. Süderpianabe,. -|6%| 71 6 Allg. Ded. Hand. G 9% 0 \a | 10 bad pr. November 7%—7% Thlr. bez., pr. November⸗December 7% —7% Sl 4 
die Verwendung der 3 fiskaliſchen Häuser iſt noch nichts entſchieden. do, Ar. Gd tand. | 6844 B Berfinee Bank 1A |0 f e c br. December: Januar — Thlr. bei, pr. Nunar⸗Fehrnar — Abm. 
u Atigen aus he Free) Sion, © tegie de Angeiger”. „berichtet! 844 204. W 4b. 1025 ba Bert Karger, fer. 8% a 115 95 2 5 15 en — Thlr. bez. — Gekündigt 50 Barrels. Kündigung 
1. November hielt im kirchli 30 irt i 4 
Bret 5 5 „ lin 5 4 30 * Spiritus pr. 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 1 . ? it 
reslau den angekündigten Vortrag. Der Zutritt war nicht nur Mitgliedern Beri.Makior-Banklll 4% (r. I — Faß“ pr. November 18 Thlr. 20—25—20 For Be ee “ 


des Vereins, ſondern auch ſämmtlichen Freunden deſſelben gejtattet worden. Ausländieohe Fends. e 


Der Saal war bis auf den letzten Platz gefüllt, die Zuhörer folgten in auf⸗ Ovet. Büberrento. . 4% 68%, ben | Braunschw. Hauk 8%, 


12 4 64% B 5 
dm, . 8 18 Thlr. 13—16—13 Sgr. bez., pr. December⸗Januar — Thlr. ber per Ja⸗ 
rkſamſter Spannung dem überaus geiſtvollen Vortrage des Herrn Treblin, er 24% 6 baB Areal. Lisc-Bauk| 0 


nuar⸗Februar — Rchmk. bez, pr. April⸗Mai 57,1—57,5 574 
pr. Mai⸗Juni 57,5 — 57,8 Nehmt. bez., pr. Juni⸗Juli 59 Rchmk. 905 Ber 


chen Verein Herr Senior Treplin aus Kinn naberia-ObL5 1008 beg Kerne ih | 0" 
0 
5 3 
der ſich über die Entſtehung und den hiſtoriſchen We i * NEE alu. 00.110 |: 8 : 
: h 1 N rth der Evangelien reſp. „Mer Präm.-Ant,.|4 11 Friedenthalv. 0.110 2% 4 | 89% o Pr . 2 k 
eine Vergleichung der drei erſten Evangelien 1290 ah 5 — 1 si 2 — AN — 145 B Bros * 5 . | 18 Juli August 59,9 Rmk. bez. Bekündiat Liter. Kündigungspreis — Thlr i 
e Die bil. „ 5 eee . = 3 3 9% Uhr Vorm. Die Stimmung am beuti⸗ 
owitz. Die bief. „Stg.“ ſchreibt. Der Mangel an Kleingeld . . y Br. Br.-Wecbal-ö. 12 % 4 06 gen Markte war im Allgemeinen rubig, bei reichlichem 5 
macht ſich bier and ſeden alis ug in ven fämmilichen Slänten den In:] dr we Ke ee . , eee eee „ e ee | änderten Freier — chlichem Angebot und under⸗ 
duſtriebezirks auf eine auffallende Weile bemerkbar. Hieſige Geſchaftsleute n. bs he fl. Ne! | Sir 6 Gentralb. f. Ind. u N Weizen, feine Qualitäten gut verkäuflich, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſ 7 
Hagen über die dadurch verurſachten Störungen ſehr, zumal jeder Arbeiter, Sol. Tiga. Pranabr|4 68% hin 8 Hand. 1, 4 4 | 79% bz weißer 5% bis 6½ Thlr., gelber 5% bis 6% Thlr., feinſte Sort Ile 7 
der im Laden feine Einkäufe macht, ſtels in Thalern bezahlt. Das beſte ern. e Al. p. e 880g b Dubr. | Jani ee 27 2% 14 nee Notiz bezahlt. e f VE MER 
Mi 1 b 7 Ueb g 7 N do; 40. 18856 105 Donsiger Priv. Bk. 7 721 4 118 8 f f f 5 A 
ittel zur Hebung dieſes Uebelſtandes iſt wohl, wenn die hieſigen und be⸗ Br 2.828 Darmst. Creditbk. 15 3 Roggen in ruhiger Haltun 100 Kil 5 0 bei 
8 r h und be⸗] 2. 3% Anleihe. 8 | 9014 b2 a 10 |4 185% bas : 9 pr. ilogr. 5% bis 6 Thlr., feinfte 
nachbarten Verwaltungen ihre bevorſtehenden Lohnungen einen Theil in 5: | Französische Rente . J |10 € Dermat. etielbs. 1 f |4 11055 8 Sorte über Notiz bezahlt. A 
und 24, Silbergroſchen zahlen ließen. ital non: e g 66% bes e de: fe, nur feine Qualitäten beachtet, pr. 100 Kilogr. 5% bis 5% Thlr., 
..... ˙ VE EURER TE BEER ne 7. oe = weiße 18 Thlr. 77 
Meteorologiſche Daran auf, der öuigl, Muiverfinäue, f e [mh mm eee e „ f ode Hafer unper ndert, pr. 100 Silogr. 574—5) bis 5 Tl 
ernwarte zu Breslau. "Xürkinehs Anleibo . 5 | 48% B een Erbſen matter, pr. 100 Kilogr. 6% bis 7% Thlr. 
r ꝓ/Pꝓꝶqꝶęq pf! In ee nee ee » 4 en VNA eee EN EB: Be 
Fr bei 0° —* * mg 65 32 38 Yinnische 10 Tir. 0048 12 ba 155 — n 13 9 107% 7 122 2 bis 1% Thlr. ſehr feſt, Pr. Kilogr. gelbe 474 bis 44% Thlr., blaue 4% | 
Wärme 0 . U — v. ? 55 7 a x 5 f 5 
ea EN 7 176 * 1759 125 Eisenbahn -Prieritäte- Aoties. Wa — 5 8 4 1225 8 Bohnen unverändert, pr. 100 Kilogr. 7% bis 7% Thlr. 
Dunſtſättigun g 68 pCt. ! ’ Berg.-Märk, Serie IL, „A| 99% B Hossische Bank . 6% |0 4 | 66% bzB Mais blieb angeboten, pr. 100 Kilogr. 4% bis 4% Thlr. ; 
nr IB 1 EN % er re ra ü ee 8 % 15985 Deljaaten gut verkäuflich. er g 
Wetter Ber wollig. trübe. wolk., Ncht. Schn. „ 0. 15 een 9 155 6. eee rear 159 6 en hohe in Thlr., Sgr., Bf | 3 
rlin-Görlitias — — * ge 40. 8 115½ b r. k., Pf. 
Bra, 18 Nm, (Warferkans) DMAM.BCn UM Gm namen urme [Re eh | 5 a ee 
Berlin, 12. November. Die beutige Börſe konnte ſich ich frei 70. 4 de. 9,4% 80 b Keldener za. . |5 8 b Winter⸗ Kaps.. 7 15 — 7 27 6 8 2 6 
bon allen ungünſti inwiri it ute ſich anfänglich frei 20. 4. 104% — Härschl, Casa. ls, c || 2% @ Winter⸗Rübſen 7 5 — 7.518036 7 22 6 9 
g zünſtigen Einwirkungen entwickeln und ſchlug demgemäß auch öta-Minden.. 440, 93 B Nordd. Grunder E. 13% % 4 1048 S :Rüb 7 5 — 7 15 2 
sr Gene Hichtung ein, ja es gewann den Anſchein, als wollte Speculation do. %% B 8 she % 1 0 8. n ven 7 5 7 10 — 3 2 45 0 
7 2 4 do. n Ored.— on 17 4 9% „Teindotter +» 7 — — — 7 1 
eſchen traten er . Bewegung protegiren. Die auswärtigen De⸗ e % : „ | Ontuautsche Bank| 8 al 11% 0 Raps kuchen gut käuflich, ſchleſiſche 75—77 Sgr per 50 Kilogr. f 
ie man geſtern in der Weener Nachricht e en. Halio-Boran-Guben en. 88% B r 97 75 El 8 4 kasten male, aeg 108—110 Sgr. per 50 Kilogr. 0 
wand zur Mattheit : h a A a ze Pos.Pr.-Wechsl.B, : e Kleeſaat — ſchwach gefragt, — neue rothe ordinäre 12—13 ö 
Ereditanſtalt habe b An en u man 85 in der Meldung, die Oeſterr. Ns e e dane — 12% 20 75 — mittele 134 —13% Thlr., feine 14—14% Sr hodhfeine 15% Si 5 A 
5 — er art pie Grund zur Feſti beit ra 25 e 30 20 Pr. Center — 8 1 100% das 25 E. 15 110 Thie ofen 9 7 — % a able, mütle 1718 
eſterr. reditactien in erſter ini r ee ee Obemab! 8 Pr. Credis-Auatale ZA 5: n k., feine 5 r., hochſeine . r. pr. 50 Kilogr. 1 
Iehbaflen Verkehr und konnten in e . in einen pech eee > 875 e 8 4.19. f 8 Topmotb le obne Umſatz, 10-11 Thlr. pr. 50 Stilogr. u j 
e , 02% 04 le ger kurterag he Ben hei 
wohl auch auf weitere Gebiete, zunächſt zei : 3 48. e Bohlos, Bank-Ver. 14 4 1126 ray? j 24 lr., Hausbacken 18 r. 
. 95 doch blieben die nume 100 e ch gering 42 5 Da Seht, Öenzräiban 13 : 1 35 n Roggen-Zuttermehl 44% Thlt., Weizentleie 3 —4 Thlr. | 
und einzelne Branchen, wie zum Beiſpiel die Vankaclien, blieb . a Tbüringer Bank 4 üs 4 101% bz 
gänzlich außerbalb des Verkehrs. Lombarden und nen, blieben fait n Ver-Bk. Quistorp9 % fr. 36 885 Telegraphiſche Cour 8 kr 
e e e ee ee 5 iss |Melimel |6 ae en | 
nationalen Speculalionseffecten trat am uß der Börfe vorubergehend 6 erb, (wur) a | — — 15 ws Frankfurt a. M., 12. Novembe a 30 x 
Bar geringe Abſchwächung ein, als von . das Gerü m die 2 en Il Bes ee nb. Bd. en 97. 7 120 6% [conzie.] Londoner Wechſel o. ener r 95. Wine doe ur 
h ank von England habe den Discont erhoht, verbreitet wurde. In zuber- — 1 9 = 5 j 3 daB Sramoſen “ 318. Heſſ. Ludwigsbahn 133%, Böbm. Westbahn 211 f. Loms 7 
äſſiger Weile fand dies Gerücht aber nicht Beſtätigung. Disconto⸗Comman⸗ a. Stargard, sen 4 | — — 4 bs darvden “) 143 Galtzier 258 204 N 4 
h ))) Bberdete 
kundete eine ſehr feſte Haltung, 36%, ult. 36% —36% —36 36. Laura⸗ narseid. 9 15 100% B Westend, Com-B.|1T o r. 4 6 Ruff. Bodencredu 90%. Ruſſen 187 98 Silberrente 68 2 eg 
a ill, 1347 34½— 7 —5—4, ie öſterreichi e wo i ; € e > 3 1 . %. Papierrente 
ütie blieb ſehr ſtill, 4, ult. 1341 —5—4½. Die öſterreichiſchen 59 48. 5,1 — Hyg. Ver, geriet iz, ( 12056 bs 64 K. 1660er Laoſe 107 4. 1864er Lopie 173, Ungar. Schatzw. 90%. Maat 8 
tebenbahnen blieben der Mebrzabl nach geſchaftslos und veränderten daher ede e es e 0% % e eee e [18 . e es Oran 82%. Amerikaner de 1892 97%. Darmitäbter Bauddereia 390% 4 
5 Yard auch nur in 22 Fallen. Galizier zwar recht feſt, gingen ez Eumbana , 4a wi Berge, Seien: 2 „ 1 884 549 Deuiſch⸗oterr. 89 . Prov.⸗Oisconto⸗Geſellſchaft 81%. Prüſſeler Bank 105 7 h 
— 5505 E 5 en 8 a eng erwieſen ſich noch n ee 1 145 1. Berliner Landverem 86 76. Frantſ. Bankverein 88. do. Wechslerbant 84% j 
ſchen übri Kaufluſt blieb gänzlich zu pe en ließ der Verkehr piel zu mün- Dex-Kodrübach . 8 8446 B E ne . — 11183 bz@ Lationalbant 1048. Meminger Beat 101, Hahn Gfietenbant 117%. 
b g, Kar gänz zu vermiſſen und we n auch das Ange⸗ 40. I, Emlosion. 8 | 1314 ba Marlenhütto. . 1 6 li s dad Continental 92. Sübp. Immodil.⸗Geſellſchaft —. Hibernia — 1884er 
ot durchaus nicht drängend auftrat, fo hatte es doch die Folge, daß die a- . . kr. 36, 8 muess. 0 98 SU rel Looſe —. Rockford 14%. Rbein⸗Nahe⸗Babn —. Schiff 5 x 
C i f 1 $ f 2 5 Iarl-Iudw.- Bahn.] s | 97% be Moritzhütte . — 5 4 a 1 4 l * 5 ſche Bank —. Neue 
Kanne meine nachließen. Oeſterr. Renten und Italiener ſehr mäßig en. gr e 2 1 5. OSchl.Bisenwerk. 11 9 5 65 Ruſſiſche Anleihe —. Ungarlooſe 101%. Köln⸗Minden⸗Looſe — Engliſche 
en unte e il i an Schl Ale 15 nfangs eine feſtere Tendenz paschau-Ouseberg . 487 540 eee ee Wechslerbank —. Meininger Looſe —. Schleſ. Vereinsbank —. Kurheſſiſche 
3 e nicht bis zum 9 ehaupten. Ungariſche Looſe Uns. Modeatbaba. % 0 5 Fa es f nne eee —. Baubank — Neue ungar. Schatzbonds —. 3 
Aalen aber egehrt und höher, ebenſo äußerte 12 für ruſſiſche Prämien⸗ Une, Hoden 4 „ 6 de. StPr. Aet d 8 l be per medio relp. per ultime. 74 
erhöhen! ben Wiſichen Werten waren 4 ane Badener aun . „ . 2 d.. Lee ee. 8 12 27 * 1 20 FFF 
t : 4 5 ! dit und Cen⸗ . de. III. | 72% bs el 7 4 45% B 5 ee 
e ,,, nn een Miet 343%, Dramen iS Tr 
5 n⸗ abr.-GenLbest au. r. 3 . r 3 r . 
gebot matter, andere Vase onds ganz geſchäftslos 9 0 Kıonzr. Badoipb-Bahulb | San DE, , de. 2er. On Tin „ 18 | — Hamburg, 12. November, Nachmittags. S 
1 8 4 N Insterr.-Französischo. . r. — 4 1 ’ . urſe. amb. 
einc Vu cl bien otirungen, Tanden aber nur in 4% und 5% | 75 0 RT ac + . 126 ann, Se andre. 0 |7 f ben Staats⸗Pramſen Anleihe 1 Siberrente 8 erreng Gerlingen 
eimljhen Devifen Beachtung. Deiterr. Prioritäten zeigten ſich eder etwas] de. e ee T20 Den. deswegen 0° % f [Si me 209. dio. 1860er Looſe 107%. Nordweſtbahn 320, —. Franzoſen 682. 
0 wach. Auf dem Eiſenbahnackienmarkte herrſchte zwar eine verhältnißmäßigg >. Obligationen. „5 | 81% baB 1 2 4 ni a Lombarden 307. Italieniſche Rente 66%. Vereinsbank 12444. Laura⸗ 
echt gute Feſtigkeit, doch blieben die Umſätze in den allerengſten Gren en. “ssechau. Wer II. . % | 93, @ Schtes.Loinenind.| ? | 71, 0 @ ütte 135. Gommerzb. 83. dio. II. Gmif. —. NRorbbentibe Bant 147%. 
ls einzige Ausnahme wären eigentlich nur Bergiſche zu nennen. Auch ad ee b. Act. Br(Scholtz)| # % lin | 27 @ ropinzial⸗Disconto⸗Bank — —. Anglo⸗deutſche Bank 50, dio. neue 9 
5 0 zeigten ſich begehrt, Potsdamer fanden ebenfalls einige Beachtung. 1 E 0 . 70%. Daniſche Landmannb. 96%. Dortmund. Union 36. Wiener Union 
e Lahn beliebt. Rumänen beſſer. 8 N ziemlich rege. ber 6c 8 Fr.. do Wazend.- Inst. 9 |0 4 355 bank — 64er Ruſs Pramien⸗Anleide —. 68er Ruſſ, Pramien⸗Anleihe —. 
actien ſehr ſtill aber feſt. Spielhagen zu geſtrigem Courſe belebter. . gern. wow. dr. 1b % 14 119, Amerikaner de 1882 92%. Köln⸗M.St⸗Aetien 1297 Abein. Eiſenbabu⸗ 
Stamm⸗Actien 136%. Bergiſch⸗Märkiſche 86. Disconto 4 pet. — 


80 , 12. November, [Meber das Broielt der Grünberg-|deit 
affhauſen e ini N „eber das Pro N 2 2 
Auiſtorp 957 Von Induſtriepapieren betbeiligten ſich nit welle e ect Sorau-Baugener Eiſenbahnſ geht dem „Gr. W. Bl.“ folgende Mit⸗ Hamburg, 12. November. [Getreidemarkt.] Weizen loco ruhi 1 
a Verkehr. Brauereien feit, Flora ſehr ftil und niedriger, Bauverein theilung zu: Nachdem das Comit dem Handelsminiſter die Vorarbeiten für] Termine feſt. — Roggen loco und auf Termine feſt. — a OUT SEE 
„önigftabt fieigend. in gutem Umſatz, Vilter fehr beliebt und rege. Montan⸗ die Bahn, ſowie für eine Zweigbahn don te über Rothenburg nad) | 126pfd. pr. dender 1000 Kilo netto 189 Br, 188 Gd., per Nod 5 
zveribe im Allgemeinen beſſer. Wechſel wurden nur wenig gehandelt, beſſer⸗ Kodersdorf oder Charlottendorf an der Berlin⸗Görliter Bahn eingereicht Hatte, | December 1000 Kilo netto 188 Br., 187 Gd. pr. December J 000 
11 aber in Folge geringer Nachfrage die Notirungen. Um 2% Uhr! Credit iſt Seitens des Handelsminiſters kürzlich die Vornahme der Vorarbeiten für | Kilo netto 188 Br., 187 Go pr. April⸗Mai 1000 Ki r⸗ 3 Br 70 
ur > Franzoſen 182%, Lombarden 82%, Disc.⸗Comm. 177%, Dortm. eine direct in Görlig mündende Bahn als Vorbedingung für die Genehmi⸗ 188 Gd. — Roggen pr. November 1000 Kilo netto 160 Br., 158 Gd, 
nion 36%, Laura 134%. (Bank: u. 5.8) Pf der ganzen Bahnlinie gefordert worden. Das iſt die neueſte Phaſe des pr. November⸗December 1000 Kilo netto 158 Br., 157 Gd u "December ⸗ 
„ RNewpork, 12. Nobember. Der Dampfer der I Projekts, deſſen 1 nach den im Comite herrſchenden Anſichten] Januar 1000 Kilo netto 157 Br., 156 Gd., pr. April⸗Mai 1000 Kilo netto 
„Gbelhe IR gestern der n Der Dampfer der Hamburger Adlerlinie | viel raſcher erfolgen dürfte, als man vielfach anzunehmen geneigt iſt. Es 153 Br., 152 Gd. Hafer ruhig. Gerſte ftil. Rabel feſt, loco und pr. 
45 u hier angekommen. gilt als fehr wahrſcheinlich, daß einen Theil der Bahn die Breslau⸗ Novbr. 54%, pr. Mai pr. 200 Bid. 58. — Spiritus höher gehalten, pr. No⸗ 
1 . — 


BR; 


FERN 


Hälfte oder einen geringeren Theil als die Hälfte repräſentirt, vernichtet ſei. 
Fur vernichtete oder verlorene Noten Erſatz zu leiſten, iſt ſie nicht verpflichtet. 


in beſchädigtem oder beſchmutztem Zuſtande befindet, oder wenn die Bank die 


2 ſpäteſtens drei Monate nach dem Schluſſe jedes Geſchäftsjahres eine ge⸗ 


8 3 Waaren oder courshabende Papiere für eigene Rechnung auf Zeit zu 


vnbef ver December-Jahiat n, per 
Iller 100% 45%. Rate feſt, Umſaß 30 t. 
Standard white loco 9, 30 Br., 9, 20 Gd. pr. November 9, 20 G., pr. 
n e . m ra ren bericht.) 
dol, 12. „Vor-alttags. Baumwolle.] (Anfangsbericht. 
Muthmaßlicher Umſatz 15,000 Ballen. Stetig. Tagesimport 7000 Ballen 
1 
verpoot, 12. November, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht). 
See 15,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. 
10 
Middl. Orleans 8%, middl. amerikaniſche 7 76, fair Dhollerah 5%, 
middl. fair Dhollerah 4%, good middl. Dhollerah 4%, middl. Dhollerab 3% 
fair Bengal 4%, fair Broach 5%, new fair Domra 5%, good fair Oomre 
5%, fair Madras 4%, fair Pernam 7%, fair Smyrna 6%, fair Egyp⸗ 


tian 8. ® 
Amſterdam, 12. November, Rahm. [Getreidemarkt] Schlußbericht.) 
Weizen per März 262. Roggen per März 185%. 

Amſterdam, 12. November. Bancazinn 58 ½. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Berlin, 13. Noobr., Morgens. Die „Voſſiſche“ und die „Staats⸗ 

bürgerzeitung“ melden, daß geſtern Abend der Polizeirath Bormann 

im Palais Arnim erſchien, um den Grafen Harry wieder zu verhaften. 

Der Haftbefehl ſtützte ſich wieder auf die $$ 133 und 348 des Straf⸗ 

geſetzbuches. Die Verhaftung wurde aber einſtweilen nicht ausgeführt, 

da die Aerzte die Fortſchaffung in die Stadtvoigtei wegen des Geſund— 

heitszuſtandes des Grafen für unmöglich erklärten, weshalb die Be: 
wachung Arnims in der Wohnung angeordnet wurde. 

Paris, 12. November, Abends. Die Profeſſoren der medieiniſchen 
Schule beſchloſſen heute, die Schule bis zum 1. December vollſtändig 
zu ſchließen. — Officiellen Nachrichten der Carliſten von der cataloniſchen 
Grenze zufolge iſt die Nachricht von einer diplomatiſchen Miffion 
Alphonſo's grundlos. Alphonſo bezeichnet in zwei vor feiner Abreiſe 
erlaſſenen Tagesbefehlen als alleinige Urſache ſeines Rücktritts den Be⸗ 
fehl des Königs, welcher Catalonien von dem bisherigen General- 
commandanten trennt; er erklärt, er ziehe ſich mit des Königs Ge— 
nehmigung zurück und erwarte den Moment, wo ſeine Dienſte der 
Sache Gottes, des Vaterlandes und des Königs wieder nützlich ſein 
können. 

Verſailles, 12. November, Abends. Permanenzceo mmiſſion. 
Picard fragt wegen der Eintheilung der Gemeinden in verſchiedene 
Sectionen bei den am 22. November bevorſtehenden Municipalwahlen 
an; er hält die Maßregel für illegal. Der Miniſter des Innern 
erwidert: die Eintheilung der Gemeinden ſei geſetzlich von den General⸗ 
räthen angeordnet, und müſſe deshalb ausgeführt werden. Die Linke 
klagt über die Rigoroſität gegen die republikaniſchen Journale, während 
die Regierung gegen die bonapartiſtiſchen Blätter die größte Toleranz 
zeige. 

Hendaye, 12. November. 
Miqueletes zündeten mehrere Gebäude in Irun an. 
dieſelben zu verhaften und vor ein Kriegsgericht zu ſtellen. 
Total⸗Verluſt der Regierungstruppen beträgt 300. 

London, 12. November. Der Strike der Berg⸗ und Hütten⸗ 
arbeiter in Migan (Lancaſhire) iſt durch die vorläufige Herabſetzung 
der Löhne um 10 pCt. beſeitigt. Die Arbeiten werden am nächſten 
Freitag wieder aufgenommen. 

Kopenhagen, 12. Nov. In der heutigen Sitzung des Folkething 
wurde über eine Interpellation verhandelt, welche die vom Kultus: 
miniſter verfügte Zurechtweiſung eines Schullehrers betraf, der ſich 
ungeziemende Aeußerungen über den König hatte zu Schulden kom⸗ 
men laſſen. Die Linke ſchlug eine Tagesordnung vor, in welcher die 
ernſtliche Mißbilligung des Verfahrens des Kultusminiſters ausgeſpro⸗ 
chen wird. Der Präſident des Miniſterconſeils erklärte, daß die An⸗ 
nahme dieſer Tagesorduung die Auflöſung des Folkething zur Folge 
haben werde. Die Berathung wurde heute nicht beendet, ſondern 
ſoll morgen fortgeſetzt werden. 

Waſhington, 12. Nov. Nach dem von dem Schatzdepartement 
erſtatteten Jahresberichte betrugen im letzten Jahre die Staatsein⸗ 
nahmen aus Zöllen 25 Millionen weniger als im Vorjahre; das 
Schatzdevartement ſchreibt dieſen Ausfall den ungünſtigen Börſenver⸗ 
hältniſſen und deren Einwirkung auf den Handelsverkehr zu. Die 
inneren Einnahmen hatten ſich ebenfalls um 11 Millionen verringert 
was aus der veränderten Geſetzgebung bezüglich der inneren Abgaben 
erklärt wird. In den Ausgaben war nur eine Herabminderung von 
2 Millionen eingetreten. 


Bank⸗Geſetz⸗Entwurf. 
Der dem Reichstag vorgelegte Entwurf eines Bankgeſetzes lautet; 


$ 1. Die Befugniß zur Ausgabe von Banknoten kann nur durch ein 
auf Antrag der betheiligten Landesregierung zu erlaſſendes Reichsgeſetz er⸗ 
worben, oder über den bei Erlaß des gegenwärttgen Geſetzes zuläſſigen Betrag 
der Notenausgabe hinaus erweitert werden. 

Den Banknoten im Sinne dieſes Geſetzes wird dasjenige Staatspapier⸗ 
geld gleich geachtet, deſſen Ausgabe einem Bank-Inſtitute zur Verſtärkung 
ſeiner Betriebsmittel übertragen iſt. 

§ 2. Eine Verpflichtung zur Annahme von Banknoten bei Zahlungen, 
welche geſetzlich in Geld zu leiſten ſind, findet nicht ſtatt und kann auch für 
Staatskaſſen durch Landesgeſetz nicht begründet werden. 

$ 3. Banknoten dürfen nur auf Beträge von 100, 200, 500 und 1000 
Mark oder von einem Vielfachen von 1000 Mark ausgefertigt werden. 

§ 4. Jede Bank iſt verpflichtet, ihre Noten zum vollen Nennwerthe ein⸗ 
zulöſen. Für beſchädigte Noten hat ſie Erſatz zu leiſten, ſofern der Inhaber 
entweder einen Theil der Note präſentirt, welcher größer iſt, als die Hälfte, 
oder den Nachweis führt, daß der Reſt der Note, von welcher er nur die 


Die Freiwilligen von Irun und 
Laſerna befahl 
Der 


§ 5. Banknoten, welche in die Kaſſe der Bank oder einer ihrer Zweig⸗ 

Anſtalten oder in eine von ihr beſtellte Einlöſungskaſſe in beſchädigtem oder 
beſchmutztem Zuſtande zurückkebren, dürfen nicht wieder ausgegen werden. 

Der Aufruf und die Einziehung der Noten einer Bank oder einer 

Gattung von Banknoten darf nur auf Anordnung oder mit Genehmigung 
des Bundesraths erfolgen. 3 

Die Anordnung kann erfolgen, wenn ein größerer Theil des Umlaufs ſich 


Befugniß zur Noten⸗Ausgabe verloren hat. 

Die Genehmigung darf nur ertheilt werden, wenn nachgewieſen wird, 
daß Nachahmungen der aufzurufenden Noten in den Verkehr gebracht find. 

In allen Fallen, ſchreibt der Bundesrath die Art, die Zahl und die Friſten 
der über den Aufruf zu erlaſſenden Bekanntmachungen, den Zeitraum inner⸗ 
halb deſſen und die Stellen an welchen die Noten eingelöjt werden ſollen, 
die Maßgaben unter welchen nach Ablauf der Friſten eine Einlöſung der 
aufgerufenen Noten noch ſtattzufinden hat, und die zur Sicherung der Noten⸗ 
inhaber ſonſt erforderlichen Maßregeln vor. 

Die nach dem Vorſtehenden von dem Bundesrathe zu erlaſſenden Vor⸗ 
ſchriften find durch das Bundes⸗Geſetzblatt zu veröffentlichen. 

7. Den Banken, welche Noten ausgeben, iſt nicht geſtattet: 

1) Wechſel zu acceptiren, 


kaufen oder auf Zeit zu verkaufen, oder für die Erfüllung ſolcher Kaufs⸗ 
oder Verkaufsgeſchäfte Bürgſchaft zu übernehmen. a 
Banken, welche Noten ausgeben, haben 
1) ſpäteſtens am 5. jeden Monats den Stand ihrer Activa und Paſſiva vom 
letzten Tage des vorausgegangenen Monats und 
naue Bilanz ihrer Activa und Paſſiva, ſowie den Jahresabſchluß des 
Gewinn- und Verluſt⸗Contos i 
durch ein vom Reichskanzler zu bezeichnendes Blatt auf ihre Koſten zu 


veröffentlichen. 


En b . Bil l 
e be 


Die rionatliche Veröffentlichung muß angeben. 
1) auf Seiten der Paſſivn n 

das Grundkapital, 0 F x 

den Reſervefonds, 

den Betrag der umlaufenden Noten N 

die ſonſtigen täglich fälligen Berk, blichkeiten, 2 
die an eine Kündigungsftiſt gebundenen Verbindlichkeiten, 
die ſonſtigen Paſſiva; | 

2) auf Seiten der Activa: f 
den Metallbeſtand (der. Beſtand an coursfähigem deutſchen Gelde und 
an Gold in Barren oder ausländiſchen Münzen, das Pfund fein zu 
1391 Mark berechnet), 
den Beſtand an Reichs⸗Kaſſenſcheinen 
an Noten anderer Banken, 
an Wechſeln, 
an Lombardforderungen, 
an Effecten, 
an ſonſtigen Activen. ; } 
Welche Kategorien der Activa und Paſſiva in der Jahresbilanz geſondert 
nachzuweiſen ſind, beſtimmt der Bundesrath. 
. Die Befugniß zur Ausgabe von Banknoten gebt verloren 

1) durch Ablauf der Zeitdauer, für welche ſie ertheilt iſt, 

2) durch Verzicht, g 

3) im Falle des Concurſes durch Eröffnung des Verfahrens gegen die Bank, 

4) durch Entziehung kraft richterlichen Urtheils, 

5) Priol Verfügung der Landesregierung nach Maßgabe der Statuten oder 

rivilegien. 
$ 10. Die Entziehung der Befugniß zur Notenausgabe wird auf Klage 
des Reichskanzlers oder Regierung des Bundesſtaates, in welchem die Bank 
ihren Sitz hat, durch gerichtliches Urtheil ausgeſprochen: 

1) wenn die Vorſchriften der Statuten, des Privilegiums oder des gegen: 
wärtigen Geſetzes über die Deckung für die umlaufenden Noten verletzt 
worden ſind, oder der Notenumlauf die durch Statut, Privilegium oder 
Geſetz beſtimmte Grenze überſchritten hat; 

2) wenn die Bank die Einlöſung präſentirter Noten nicht bewirkt 

a. an Ben Sitze am Tage der Präſentation, 

b. an ihrer Einlöſungsſtelle in Berlin bis zum Ablaufe des auf den Tag 

der Präſentation folgenden Tages, 

an einer der durch die Statuten oder in Folge der Beſtimmung im 
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C. 


$ 19 Ziffer 3 des gegenwärtigen Geſetzes bezeichneten anderen Ein⸗ h 


löſungsſtellen bis zum Ablaufe des dritten Tages nach dem Tage der 
Präſentation; } 

3) ſobald eine derjenigen Einlöſungsſtellen, welche nach der Beſtimmung 
im $ 19 Ziffer 3a. vorhanden Fin müſſen, eingeht, und nicht binnen 
ſechs Wochen nach dem Tage des Eingehens durch Eröffnung einer 
neuen Einlöſungsſtelle den Vorſchriften des § 19 Ziffer 3a. ent⸗ 


ſprochen wird; g 4 ) 
Grundcapital ſich durch Verluſte um ein Drittheil vermin⸗ 


4) ſobald das 
dert hat. : 

Dieſe Klage iſt im ordentlichen Verfahren zu verhandeln. Der Rechts⸗ 
ſtreit gilt im Sinne der Reichs- und Handelsgeſetze als Handelsſache. 

In dem Urtheile iſt zugleich die Verpflichtung zur Einziehung der Noten 
auszuſprechen. a 

x 11. Das Urtheil ift erſt nach Eintritt der Rechtskraft vollſtreckbar. 
Die Vollſtreckung wird auf Antrag durch das Proceßgericht verfügt. Das 
Gericht beſtimmt zu dieſem Zwecke die Friſt, innerhalb welcher von der 
a die Bekanntmachung über die Einzie ung der Noten zu ers 
aſſen iſt. 

Sofern nicht der Concurs über die Bank ausgebrochen iſt, ſetzt das 
Gericht einen Curator ein, welcher die Einziehung der Noten zu überwachen 
und, wenn die Bank den für dieſen Fall vorgeſehenen Verpflichtungen 
pfl e die Liquidation der Bank beim Gerichte zu beantragen ver⸗ 
pflichtet iſt. ‘ ; 

Eingehende Noten find von der Bank an eine vom Reichskanzler zu bes 
zeichnende, am Sitze der Bank belegene Kaſſe abzuliefern. 

§ 12. Sechs Monate, nachdem das Urtheil ($ 10) die Rechtskraft erlangt 
hat, zahlt die Bank au die vom Reichskanzler bezeichnete Kaſſe einen Betrag 
in baarem Gelde ein, welcher dem bis dahin nicht abgelieferten Betrage 
ihrer Noten gleichkommt. Dieſer Baarbetrag wird ihr nach Maßgabe 
der weiter von ihr N ae, Noten, und der verbleibende Reſt uach Ab⸗ 
lauf nes letzten vom Bundesrath für die Einlöfung feſtgeſetzten Friſt, zurück 

ezahlt. 
2 = 13. Die an die Kaſſe abgelieferten Noten (§ 11 und § 12) werden in 
Gegenwart des Curators der Kaſſe und des für die Einziehung der Noten 
beſtellten Curators vernichtet. Ueber die Vernichtung wird ein gerichtliches 
und notarielles Protokollaufgenommen. Die Verwaltung der Bankiſt befugt, an 
der Vernichtung . Abgeordnete Theil zu nehmen. Der für die Ver⸗ 
nichtung beſtimmte Termin iſt ihr jedesmal ſpäteſtens acht Tage vorher von 
der der Kaſſe vorgeſetzten Behörde anzuzeigen. Die Vernichtung kann in 
einem oder in mehreren Terminen erfolgen. 

Banken, deren Notenumlauf ihren Baarvorrath überſteigt, baben 
vom 1. Januar 1876 ab eine, in die Reichskaſſe fließende Steuer zu ent⸗ 
richten, welche von dem Ueberſchuſſe des Betrages der umlaufenden Noten 
über den Baarvorrath (ungedeckten Notenumlauf) berechnet wird. Als Baar⸗ 
vorrath einer Bank gilt der in den Kaſſen derſelben befindliche Betrag an 
coursfähigem deutſchen Gelde, an Reichskaſſenſcheinen, an Noten anderer 
deutſcher Banken und an Gold in Barren oder ausländiſchen Münzen, das 
Pfund fein zu 1391 Mark berechnet. 

15. Die Steuer wird, je nach der Höhe des ungedeckten Notenum⸗ 
laufes mit jährlich einem Procent oder fünf Procent erhoben. 

Der Betrag, bis zu welchem der ungedeckte Notenumlauf der Steuer von 
einem Procent unterliegt, wird fürn jede Bank außerhalb Baierns ein⸗ für 


allemal vom Bundesrath feſtgeſtellt. Dieſe Feſtſtellung erfolgt in der Weiſe, 


daß ein Geſammtbetrag von 300 Millionen Mark auf die einzelnen Banken 
im Verhältniß ihres, nach den Monatsbilanzen berechneten durchſchnittlichen 
Notenumlaufs in den drei Jahren 1867, 1868 und 1869, für die badiſche 
Bank, die Bank für Süddeutſchland zu Darmſtadt und die oldenburgiſche 
Landesbank im Jahre 1872, für die würtembergiſche Notenbank in dem Jahre 
1873 vertheilt wird. ur 
Der mit einem Procent zu verſteuernde ungedeckte Umlauf baieriſcher 
Banknoten wird auf 40 Millionen Mark falle 
Derjenige Theil des ungedeckten Notenumlaufs einer Bank, welcher den 
nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen ihr zugewieſenen Betrag über⸗ 
ſteigt, unterliegt der Steuer von fünf Procent. 5 
§ 16. Zum Zweck der Feſtſtellung der Steuer hat die Verwaltung der 
Bank am 8., 15., 22. und Letzten jeden Monats den Betrag des Baarvor⸗ 
raths und der umlaufenden Noten der Bank feſtzuſtellen und dieſe Feſtſtellung 
an die Aufſichtsbehörde einzureichen. Am Schluß jedes Jahres wird von 
der Auſſichtsbehörde auf Grund dieſer Nachweiſungen die von der Bank zu 
zahlende Steuer in der Weiſe feſtgeſtellt, daß von dem aus jeder dieſer Nach» 
weiſungen ſich ergebenden ftenepflichllgen Ueberſchuſſe des Notenumlaufs 
über den Baarvorrath ½ Procent und außerdem von dem Betrage dieſes 
Ueberſchuſſes, welcher nach den Beſtimmungen im § 15 mit 5 Procent jähr⸗ 
lich ſteuerpflichtig iſt, ferner ½e Procent als Steuerſoll berechnet werden. 
Die Summe dieſer für jede einzelne Nachweiſung als Steuerſoll berechneten 
Beträge ergiebt die von der Bank ſpäteſtens am 31. Januar des folgenden 
Jahres zur Reichskaſſe abzuführende Steuer. N 
$ 17. Banken, welche ſich bei Erlaß dieſes Geſetzes im Beſitze der Be⸗ 
fugniß zur Noten⸗Ausgabe befinden, dürfen außerhalb desjenigen Staates, 
welcher ihnen dieſe Beſugniß ertheilt hat, nur da Bankgeſchäfte durch Zweig⸗ 
anſtalten betreiben oder durch Agenten für ihre Rechnung betreiben laſſen 
oder als Geſellſchafter an Bankhäuſern ſich betheiligen, wo vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1874 durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen ihre Zulaſſung oder ihr 
Geſchäftsbetrieb geregelt iſt. 5 \ a 
Die Noten einer Bank, welche ſich bei Erlaß dieſes Geſetzes im 
Beſitz der Befugniß zur Notenausgabe befindet, dürfen außerhalb desjenigen 
Staates, welcher deu den die Befugniß ertheilt hat, oder derjenigen Staaten, 
auf welche die der Bank ertheilte Befugniß zur Notenausgabe vor dem 
1. Januar 1874 vertragsmäßig oder geſetzlich ausgedehnt worden iſt, zu 
Zahlungen nicht gebraucht werden. 3 
Der Umtauſch folder Noten gegen andere Banknoten, Papiergeld oder 
Münzen unterliegt dieſem Verbote nicht. 2 8 
§ 19. Die beſchränkenden Beſtimmungen der SS 17 und 18 finden auf 
diejenigen Banken keine Anwendung, welche bis zum 1. Januar 1876 folgende 
Vorausſetzungen erfüllen: a 5 
1) Die zuläflige Notenausgabe wird auf den Betrag des Grundkapitals 
der Bank eingeſchränkt, welcher am erſten Januar 1874 eingezahlt war. 
2) Die Bank verpflichtet ſich, für den Betrag 1 im Umlauf befindlichen 
Banknoten jederzeit mindeſtens ein Dritttbeil in coursfähigem, deutſchem 
Gelde, des e e oder in Gold in Barren oder ausländiſchen 
Münzen, das Pfund fein zu 1391 Mark gerechnet, und den Reſt in dis⸗ 
contirten Wechſeln, welche eine Verfallgeit von höchſtens drei Monaten 
haben aus welchen in der Regel drei, mindeſtens aber zwei als zah⸗ 


Fu — r N — Da 


— 5 date ale Verpflichtete haften, in ihren Caſſen als | 
eit zu 8 | 
3) Die Bank verpflichtet ſich, ihre Noten: 

a) bei einer von ihr zu bezeichnenden Stelle in Berlin und bei einer 
ſolchen in Hamburg, Leipzig, Frankfurt oder München, deren Wahl 
der Genehmigung des Bundesraths unterliegt, - 

b) bei denjenigen ihrer Zweiganſtalten, welche in Städten von mehr als 
00,000 Einwohnern — berechnet nach dem durch das kaiſerlich ſta⸗ 
tiſtiſche Amt feſtgeſtellten Ergebniſſe der unmittelbar vorausgegangenen 
n eber — ihren Sitz haben. 

dem Inhaber gegen coursfähiges deutſches Geld einzulöfen. 
Die Einlöſung hat päteſtens 10 erfolgen in Berlin vor Ablauf des 

auf den Tag der Präſentation folgenden Tages, bei der zweiten Ein⸗ 

löſungsſtelle und den vorbezeichneten Zweiganſtalten vor Ablauf des 
dritten Tages nach dem Tage der Präſentation. 

4) Die Bank verpflichtet ſich, alle deutſchen Banknoten, deren Umlauf im 

geſammten Reichsgebiete geitattet iſt, an ihrem Sitze, ſowie bei denjeni⸗ 
gen ihrer Zweiganſtalten, welche in Städten von mehr als 100,000 Ein⸗ 
wohnern ihren Sitz haben, zu ihrem vollen Nennwerthe in Zahlung zu. 
nehmen, jo lange die Bank, welche ſolche Noten ausgegeben hat, il cer 
Noteneinlöſungspflicht pünktlich nachkommt. Die auf dieſem Wece an⸗ 
genommenen Banknoten müſſen entweder zur Einlöſung präſenterk oder 
zu Zahlungen an diejenige Bank verwendet werden, welche dieſelben aus⸗ 

egeben hat. 1 

ie Bank verzichtet auf jedes Widerſpruchsrecht, welches ihr entweder 

gegen die Ertheilung der Befugniſſe zur Ausgabe von Banknoten an 
andere Banken oder gegen die Aufhebung einer etwa beſtehenden Ver⸗ 
pflichtung der Landesregierung, ihre Noten in den öffentlichen Kaſſen 
ſtatt baaren Geldes in Zahlung nehmen zu laſſen, zuſtehen möchte. 

6) Die Bank willigt ein, daß ihre Beſugniſſe zur Ausgabe von Bank⸗ 
noten am 1. Januar 1886 durch Beſchluß der Landes ⸗Regie⸗ 
rung oder Bundes ⸗ Raths mit einjähriger Kündigungs ⸗Friſt 
aufgeboben werden könne, ohne daß ihr ein Anſpruch auf irgend welche 
Entſchädigung zuſtände, und daß, falls von dieſer Befugniß für den 1. 
Januar 1886 nicht Gebrauch gemacht wird, dieſelbe Befugniß nach Ab⸗ 
lauf jeder ferneren zehnjährigen Periode ausgeübt werden könne. 

Von Seiten des Bundesrathes wird eine Kündigung nur dann eintreten 
zum Zwecke weiterer einheitlicher Regelung des Notenbankweſens oder wenn 
eine Notenbank den Anordnungen gegenwärtigen Geſetzes zuwidergehandelt 
at. Ob dieſe Vorausſetzungen vorliegen, entſcheidet ausſchließlich der 
Bundesrath. : 

$ 20. Die beſchränkende Beſtimmung des $ 18 findet auf diejenigen 
Banken keine 1 welche bis zum 1. Januar 1876 außer den im 
§ 19 unter den Ziffern 2 bis einſchließlich 6 bezeichneten folgende Voraus⸗ 
ſetzungen erfüllen: 

1) Die Bank darf ihre Betriebsmittel nur in folgenden Geſchäften anlegen: 
a. in der Discontixung oder dem Ankaufe von Wechſeln, welche eine Ver⸗ 

fallzeit von höchſtens drei Monaten haben und aus welchen in der 
Regel drei, mindeſtens aber 5 als zahlungsfähig bekannte Verpflich⸗ 
tete haften, ferner von Schuldverſchreibungen des Reiches, eines deut⸗ 
ſchen Staates oder inländiſcher communaler Corporationen, welche 
nach ſpäteſtens 3 Monaten mit ihrem vollen Nennwerthe fällig find; 

b. in der Ertheilung zinsbarer Darlehne auf nicht länger als 3 Monate 
gegen bewegliche Pfänder, und zwar: 

1). gegen Gold und Silber, gemünzt und ungemünzt, nach ihrem Metall⸗ 


2 
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5) 


werth mit einem Abſchlag von mindeſtens 5 pCt., 


— 


gegen zinstragende oder ſpäteſtens nach einem Jahre fällige und auf 
den Inhaber lautende Schuldberſchreibungen des Reichs, eines deutſchen 
Staais oder inländiſcher kommunaler Corporationen, oder gegen zins⸗ 1 
tragende auf den Inhaber lautende Schuldverſchreibungen, deren Zinſen 
vom Reich oder von einem Bundesſtaate garantirt find, gegen Stamm⸗ oder 
eee en und Prioritätsobligationen deuiſcher Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaften, ſowie gegen Pfandbriefe landſchaftlicher, communaler oder 
anderer unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehender Bodenereditinſtitute Deutſchlands j 
und deutſcher Hypothekenbanken auf Actien, zu höchſtens drei Vierteln 
des Courswerthes, 5 
3) gegen zinstragende auf den Inhaber lautende Schuldverſchreibungen | 
nichtdeutſcher Staaten, ſowie gegen ſtaatlich garantirte ausländische | 
Eiſenbahn⸗Prioritäts⸗Obligationen zu höchſtens 40 pCt. des Courswerthes. 


— 


4) gegen Wechſel, welche anerkannt ſolide Verpflichtete aufweiſen, mit einem 
bſchlage von mindeſtens 5 pCt. ihres Courswerthes, 
5) b en Verpfändung im Julande lagernder Kaufmannswaaren, höchſtens 


zu zwei Drittheilen ihres Werthes; 1 
c. in dem Ankauf von Schuldberſchreibungen der vorſtehend unter b. 2 
bezeichneten Art, jedoch höchſtens bis zum Betrage der Hälfte des 

Grundcapitals der Bank und der Reſerven. 

2) Die Bank hat jeweilig den Procentſatz öffentlich bekannt zu machen, zu 
welchem fie discontirt (1. a.) oder zinsbare Darlehne ertheilt (1. b.) 

3) Die Bank hat den Stand ihrer Activa und Paſſtwa vom 8, 15, 22. und 
Letzten jeden Monats nach den im § 8 für die Monatsbilanzen getroffe⸗ 
nen Beſtimmungen aufzuſtellen und ſpäteſtens an dem darauf folgenden 
fünften Tage auf die im § 8 vorgeſchriebene Weiſe zu- veröffentlichen. 

4) Die Bank legt von dem ſich jährlich über das Maß von 4½ Procent 
des Grundcapitals hinaus ergebenden Reingewinn jährlich mindeſtens 
20 Procent ſo lange zur Anſammlung eines Reſervefonds zurück, als 
der letztere nicht ein Viertheil des Grundcapitals beträgt. 

Einer Bank, welche die vorſtehend bezeichneten Vorausſetzungen erfüllt 
hat, kann der Betrieb von Bankgeſchäften durch Zweiganſtalten, Agenturen 
oder ſtille Betheiligung außerhalb des im § 17 bezeichneten Gebietes auf 
Antrag der für den Ort, wo dies geſchehen ſoll, zuſtändigen Landesregierung 
durch den Bundesrath geſtattet werden. 

(Schluß folgt.) 


Literariſches. 

* Illuſtrirte Jagdzeitung.] Organ für Jagd, Fiſcherei und Natur⸗ 
kunde. Herausgegeben von W. H. Nitzſche, Königlicher Oberförſter. — 
Leipzig, Verlag von Heinrich Schmidt. — Preis 1 Thlr. halbjährlich in 
allen Buchhandlungen und Poſtanſtalten. Nummer 3 diefer reichhaltigen 
und beliebten Jagdzeitung iſt erſchienen und enthält: Eine einfache Ge⸗ 
ſchichte vom Fuchsfang. — Die Vogelſchutzfrage und die Jagd von 
E. von Wolffersdorff. — Die Antilopenjagd mit Falken in Afrika nach 
M. T. v. Heuglin. — Zur Naturgeſchichte des Fuchſes von v. Schaper. — 
Statt einer Fiſchotter — ein Prieſter im Eiſen von Baron Nolde. 77 Die 
Jagd in Schleswig. — Glücksfall auf der Hirſchjagd von Berth. Graf Beru⸗ 
ſtorff u. ſ. w. u. ſ. w. — Illustration: Die Antilopenjagd mit Falken und 
Windhunden in Afrika. Originalzeichnung von H. Leutemann. (Ein ſchönes, 
lebendiges Bild.) Der neue Jahrgang hat am J. October angefangen. 

2 2 

1874 von Hirth's „Annalen“ ] (staatsrechtliche, 
volkswirthſchaftliche und ſtatiſtiſche Materialien⸗Sammlung und Reformzeit⸗ 
ſchrift) iſt reichhaltiger ausgefallen, als alle ſeine Vorgänger. Es iſt uns un⸗ 
möglich, den Inhalt des 115 Bogen und 1840 Seiten ſtarlen Bandes, beſtehend 
aus Hunderten von Originalabhandlungen, Geſetzen, amtlichen Denkſchriften und 
Ueberſichten, hier ſpeciell aufzuführen; auch bedarf das allgemein anerkannte 
und weit verbreitete Werk keiner erneuten Empfehlung. Der Werth he 
wächſt von Jahr zu Jahr; da aber die Nachſchaffung der früheren ahr⸗ 
gänge gleichzeitig immer koſtſpieliger und für Unbemittelte unerſchwinglich 
werden muß, fo iſt es ſehr practiſch von der Verlagshandlung, daß fie neu 
eintretenden Abonnenten die Jahrgänge 1870 bis 74 zur Hälfte des Laden⸗ 
preifes liefert. Wir machen alle Freunde ſtaatswiſſenſchaftlicher Literatur, 
insbeſondere auch Behörden und Bibliothek⸗Verwaltungen hierauf aufmerkjam- 


Die größte Auswahl 


Harzer 1 
Kanarienhähnen 


(St. Andreasberger) 
iſt bei 
R. Kasper 


Kupferſchmiedeſtr. 38, 2. Etage 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Ben Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


** [Der Jahrgang 


Stadt- Theater. 


Freitag, den 13. Nobbr. Mit neuen 

i Dersrationen und vollſtändig neuer 
Ausſtattung in Nequiſiten und Mö⸗ 
deln. Zum 13. Male: „Ultimo.“ 
Luſtſpiel in 5 Aufzügen von G. v. 
Moſer. 

Sonnabend, den 14. Novbr. „Der 
Troubadour.“ Oper in 4 Akten 
von Salvatore Cammerano. Mufit 
von G. Verdi. 


